den 27. Mai 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


Berlin den 25. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Rittmeiſter Freiherrn von Danckelmann, aggr. dem 1ſten Garde-Ulanen 
(Landwehr⸗) Regimente und Militair-Gouverneur des jungen Prinzen Albrecht 
von Preußen Königl. Hoheit, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; und dem 
Regierungs⸗Präſidenten Richter in Minden den Charakter als Wirklicher Gehei⸗ 
mer Rath mit dem Prädikat „Ercellenz“ zu verleihen und gleichzeitig ſeinem Ge— 
ſuch um Verſetzung in den Ruheſtand vom Aften October d. J. ab zu willfahren; 
fo wie den zum Direktor des Land» und Stadtgerichts in Coelleda ernannten Laud⸗ 
und Stadtgerichts⸗Rath Blech zugleich zum Kreis- Juſtizrath für den Kreis Ef: 
kardtsberga zu ernennen. 


Se. Königl. Hoheit der Prinz Albrecht iſt nach Neu⸗Strelitz abgereift. — 
Der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Minifter am Kaiſerlich Ruſſi⸗ 
ſchen Hofe, General-Major von Rochow, iſt von St. Petersburg hier ange⸗ 
kommen. — Der Erbmarſchall in Alt⸗Vorpommern, von Maltzahn, iſt nach 
Saarow abgereiſt. 


(Die Theuerungsun ruhen.) Dieſe räthſelhaften Theuerungsunruhen, 
welche jetzt ihren Umzug durch ganz Deutſchland halten, raſch ſich entzünden und 
raſch verpuffen, ſind ein unheimliches Phänomen. Sie erſcheinen unheimlich, weil 
ſie zur Epidemie geworden ſind. Die Berliner Exceſſe würden an ſich wenig 
auffallen; dergleichen Dinge kommen wohl in großen Städten einmal vor, aber 
daß ganz dieſelben Scenen in friedlichen Landſtädten ſich wiederholt haben, daß 
ſelbſt unter den geſebten, gemüthlichen, nicht leicht erregbaren Schwaben jo ſchlim— 
me Proletariertumulte ausbrachen, muß den Beobachter ſtutzig machen. Daß die 
Noth der Theuerung nicht das tiefere Motiv, ſondern nur der äußere An- 
ſtoß des Tumultuirens geweſen iſt, dürfte ſich leicht erweiſen laſſen. Denn wer 
trieb eigentlich den Unfug? Die Hungernden, die Darbenden im wahren Sinne 
des Wortes find es nicht geweſen, es war nicht jene letzte Klaſſe der Arbeiter, 
welche die Aermſten ſind, weil ſie nicht ſatt haben und doch feine Bettler find, es 
waren z. B. in Stuttgart nicht jene armen, aufs ſchwerſte bedrückte Weinbauern, 
es waren nicht die Heloten der Geſellſchaft, ſondern die Tagediebe ſind die 
Rädelsführer geweſen. Nicht daß Viele arm find, iſt der ſociale Krebsſchaden 
der Gegenwart, ſondern daß es eine fo mächtige Schaar ausgeſtoßener 
Tagediebe gibt. Dieſe Proletarier ziehen wir uns ſelbſt, ſie werden oft auf 
Staatskoſten herangezogen. Heruntergekommene Handwerker, bankerutte Specu- 
lanten, Leute, die mit ſich und der Geſellſchaft, mit Gott und der Welt zerfal⸗ 
len ſind, das ſind die wahrhaft ſchlimmen Leute. Sie zürnen der Geſellſchaft, 
daß ſie ihnen nicht wieder auf die Beine hilft, während der ärmſte Proletarier der 
arbeitenden Klaſſe immer zuerſt daran denkt, ſich ſelbſt auf die Beine zu helfen. 


Man taſte ja die Ehre der armen arbeitenden Klaſſe nicht an; fie find die Freunde 


der öffentlichen Ordnung im großartigſten Sinne, weil ſie es ohne Eigennutz ſind, 
well ſie nichts zu verlieren haben. Man ſagt wohl gar, der Communismus 
ſei der geheime Agitator jener epidemiſchen Exceſſe. Das heißt den guten Deut: 
ſchen Mutterwitz arg verleumden. Der Communismus iſt ein Theorem, in wel⸗ 
chem alle ſoeialen Grundſätze bis zu dem Punkte der Abſtraction zugeſpitzt find, 
wo der hoͤchſte Sinn dem hoͤchſten Unſinn die Hand reicht. Das find keine Theo⸗ 


retiker geweſen, welche die Pflaſterſteine aufgeriſſen, und die Fenſterſcheiben mit 


denſelben eingeworfen haben. Allein es iſt heutzutage Mode, Alles Communis⸗ 
mus zu nennen, wie man weiland je den dritten Mann einen Demagogen ge- 
nannt hat. Andere behaupten auch von der Schweiz aus habe man nicht 
wenig angeſpornt zu den Exceſſen und erinnern an die Revolntionsprogramme und 
ähnliche Dinge. Ich glaube jene Tumultuanten ſind Leute, denen gar wenig 
daran liegt, ob fie in einer republikaniſchen Verfaſſung, unter einer Franzöſiſchen 
Conſtitution oder unter Chineſiſchem Monarchismus leben. Es iſt nichts anderes 
als das epidemiſche Mißvergnügen, der epidemiſche Groll vieler verkommener, 


verdorbener Subjecte, welches zu dieſen Exceſſen agitirt. Soll ich das 
rechte Schlagwort ausſprechen: es ſind die Tauſende von verfehlten Lebens- 
berufen, welche vorerſt in den unteren Klaſſen auf den Kartoffelmärkten Revolte 
machen. Denn ein Tagelöhner, ein Hausknecht, ein Lumpenſammler kann auch 
einen verfehlten Lebensberuf haben und ahnen, daß er vom Schickſal ſchief geſtellt 
wurde. Dieſe gefährliche Krankheit des verfehlten Lebensberufes wird wachſen, fo 
lange Einſicht und Bildung in verdoppeltem Maße zunimmt gegen die Sicherung 
der ſelbſtſtändigen Exiſtenz. Solchen Mißſtänden aber iſt vor allen Dingen zu 
ſteuern, fie find ſchlinmer als der Communismus, ſchlimmer als Schweizeriſche 
Pamphlete, ſchlimmer auch als alle Markteravalle, denn fie find die Mutter der⸗ 
ſelben. Die kleinen Staaten ſind berufen, jene perikleiſche Politik auszu⸗ 
bilden, welche den Gemeingeiſt zum Alliirten der Verfaſſung macht, indem ſie je⸗ 
dem ſein individuelles Behagen ſichert. Die Zeitumſtände haben jetzt die größe⸗ 
ren Staaten dringend darauf hingewieſen, dieſen Beruf auch zu dem ihrigen zu 
machen. Man laſſe die individuelle Freiheit reicher ſich entfal⸗ 
ten, als es bisher geſchah, das altmodiſche Mißtrauen gegen jeden ſelbſtſtändi⸗ 
gen Gedanken, gegen alles Eigenthuͤmliche hat ſich oft genug gerächt, aber man 
dulde jenen Leichtſinn nicht, der ganze Stände, wie z. B. den mitt⸗ 
leren Handwerksſtand, verkommen läßt. Dem Verunglückten aber — und 
das laufende Jahr wird manchen. ohne Schuld zu Grunde gehen laſſen — vers 
ſchaffe man Arbeit, die feinem Standpunkte entſpricht. Die Miß vergnügten, 
welche ein Recht zu haben glauben, unzufrieden ſein zu dürfen, 
ſind die ſchlimmſten Glieder der modernen Geſellſchaft. 


Berlin. — Die Allgem. Pr. Ztg. widmet auch nun den inländiſchen, 
Preußiſchen wie Deutſchen Angelegenheit eine fortgeſetzte größere Theilnahme. Wir 
find in den letzten Tagen mehrmals telegraphiſchen Depeſchen aus Köln 
und Koblenz begegnet. Eine ſolche Mittheilung telegraphiſcher Depeſchen aber 
wird, wie wit aus zuverläſſiger Quelle verſichern können, nicht unterbrochen 
werdenz und es ſoll außerdem auch dafür geſorgt fein, daß die Pariſer und 
Londoner Courſe auf demſelben Wege hierher befördert werden. Daß dieſe vor 
der Zeit der Börfe nicht zu irgend jemandes Kenntniß kommen, ein Mißbrauch 
alſo nicht möglich iſt, dafür ſoll die genügendſte Sicherheit getroffen ſein, indem 
ſie bis kurz vor der Ausgabe des Blattes unter Verſchluß gehalten würden. 

Die Allgemeine Preußiſche Zeitung, deren eigentliche Oberbehörde 
bisher noch immer vorzugsweiſe das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
war, iſt in dieſen Tagen definitiv unter das Miniſterium des Innern geftellt wor⸗ 
den und zugleich iſt der Geheimerath Sulzer, welcher in dieſem Miniſterium 
ſchon vielfach den Pre: und Zeitungsangelegenheiten vorzuſtehen hatte, zum Ku⸗ 
rator dieſes Juſtituts ernannt. Daſſelbe ſoll jetzt in dieſer neu feſtgeſtellten 
Beziehung eine lebendigere und beſtimmtere Organifation und eine planmäßigere 
Behandlung des politiſchen Stoffes erhalten, wozu vornehmlich das offizielle Ver⸗ 
haͤltniß dieſer Zeitung zu den Landes angelegenheiten die Veranlaſſung gegeben. 
Die Allg. Preuß. Ztg. zählt in dieſem Augenblicke, wo ſie als privilegirtes Land⸗ 
tagsorgan ihre Abonnentenzahl faſt um das Doppelte gegen früher vermehrt hat, 
mehr als 7000 Abnehmer. 

Berlin. — (Karlsr. 3.) Die Veanſtandung, welche die Vorlegung der 
Protokolle des Zollvereins von Seiten unſeres Finanzminiſteriums findet, wird 
inſofern von mancher Seite gebilligt, als es für die Handelsintereſſen des Zoll⸗ 
vereins nicht förderlich fein konnte, Geheimniſſe des Zollvereins durch die öffentliche 
Beſprechung derſelben in den Verſammlungen des Vereinigten Landtags zur Kunde 
aller Nationen zu bringen, ſo daß letztere in den Stand geſetzt würden, Vortheil 
aus der Einſicht in das innerſte Weſen des Zollvereins zu ziehen. Wie ſehr der 
Oeffentlichkeit das Wort zu reden iſt, ſo kann doch wohl nicht in Abrede geſtellt 
werden, daß dieſelbe, ſobald fie den Nationalintereſſen zum Nachtheil gereichen 
würde, ihre Grenzen hat. Außerdem iſt bekannt, daß Preußen ohne Einwilli⸗ 
gung der andern Zollvereinsſtaaten nicht die Befugniß hat, die Protokolle vorzu⸗ 
legen und ſie zum Gegenſtand öffentlicher Verhandlungen zu machen. Im Falle 
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det Verſtändigung mit den andern Vereinsſtaaten in dieſer Beziehung bliebe viel⸗ 
leicht noch der Ausweg übrig, daß den Ständen eine Einſicht in die Protokolle 
geſtattet würde, indeſſen eine öffentliche Beſprechung derſelben nicht ſtatt haben 
könne. ö N 


Ausland. 


an eren. f 

Leipzig. — Das Miniſterzum des Innern hat Unterſuchungen wider die 
Urheber des bekannten Proteſtes gegen die Kompetenz des außerordentlichen Laud⸗ 
tags einleiten laſſen, indem es behauptet, auf die Verſammlung, worin jene 
Verwahrung angenommen und unterzeichnet wurde, ließen ſich die bekannten Ver⸗ 
orduungen des Bundestags bezüglich der Verſammlungen anwenden. Auch gegen 
die Mitglieder des hier beſtehenden Redevereins wird inquirirt. * 

Karlsruhe. (FIrb. 3.) — Wie ich jo eben vernehme, hat unſere Regie⸗ 
rung eine Verordnung erlaſſen, die beſonders für die wildreichen Gegenden unſe⸗ 
res Landes von Wichtigkeit iſt. Es ſoll nämlich einer der Agricultur ſchäd⸗ 
lichen Vermehrung des Wildſtandes aller Orten auf das eutſchiedendſte 
entgegengetreten worden und find deshalb die Behörden ſogar ermächtigt da wo 
die Jagdpächter einem ſolchen Mißſtande nicht ſelbſt abhelfen, 0 uf ihre Koſten 
Treibzüge anordnen und abhalten zu laſſen. 

ö Oe ſt erreich. 

Wien, den 20. Mai. Es hat ſich hier ein Verein gebildet, der es ſich 
zur bleibenden Aufgabe ſtellt, für die unabweislichſten Lebens⸗Vedürfniſſe der ohne 
ihr verſchulden zeitweiſe arbeitslos gewordenen Perſonen in Wien und deſſen Um⸗ 

1 zu ſorgen. 
eee eingetroffene Nachricht von dem Anſchließen Rußlands 
an die Anſichten Lord Palmerſtons über die Griechiſch-Türkiſche Streit⸗ 
frage hat hier einen tieſen Eindruck zu machen nicht verfehlt und man muß all⸗ 
gemach einſehen lernen, auf welchem lockern durch jeden Windſtoß zu bewegenden 
Grunde der Frieden im Oriente nur noch beruht. — Was vom Ankaufe 
auch Oeſterreichiſcher Eifenb ahnpapiere mit den Ruſſiſchen Scha tz⸗ 
geldern geſprochen wurde, entbehrt allen Grundes; man irrt ſich jedoch ſchwer⸗ 
lich, wenn dieſen in Frankreich und England bereits ſtattgehabien Finanzoperatio⸗ 
nen außer der zinſentragenden Unterbringung der Ruſſiſchen Silberrubel auch po⸗ 
ütiſche Abſichten untergelegt werden. N 
Frankreich. 

Paris, den 21. Mai. Die Diskuſſion des Budgets ſoll in der Deputir⸗ 

ten⸗Kammet gegen den 15. Juni beginnen und die Seſſion etwa gegen den 20. 
loſſen werden. ö 

= 2 der Franzöſiſchen Flotte im Mittelmeer haben den Befehl erhal⸗ 

ten, ihre Vorräthe binnen wenigen Tagen zu ergänzen, um unverzüglich in See 

gehen zu können; ihre Beſtimmung iſt nicht bekaunt. N 

Der Herzog von Montebello hat das ihm übertragene Miniſterium der Ma⸗ 
tine angenommen und gedachte ſpateſtens heute von Neapel in Paris einzutreffen. 

Der Marquis von Normanby reiſt heute mit ſeiner Gemaglin nach London, 
wird aber in vierzehn Tagen feinen hieſigen Botſchafter-Poſten wieder einnehmen 
und kein anderes Amt erhalten. aan e 

General Narvaez iſt in Paris angekommen; 5 ane, * ihn * — 

je i urückhielt, ſcheint alſo nicht ſo ſchlimmer Art geweſen zu ſein, 

3 Daſſelbe iſt, wie es ſcheint, mit Herrn Duchatel, dem 

Miniſter des Innern; der Fall; denn derſelbe iſt vorgeſtern bereits wieder aus 
. avre hierher zurückgekehrt. 

3 nu Ds we Meine de St. Pon iſt zum Adjutanten des 

i n. 
pen ai Jarnac, unſerm Geſchäftsträger in London, hat das 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten Depeſchen erhalten, in welchen die 
Abſchrift einer Note Lord Palmerſton's, die dem Adutiral Napier extheilten Sur 
ſtruktionen betreffend, enthalten iſt. Dieſen Juſieuktionen gemäß ſollen die Beind- 
ſeligkeiten unverzüglich beginnen, um dem gegenwärtigen Zustand der Dinge in 
Portugal ein Ende zu machen, da derſelbe dem Engliſchen Handel hoͤchſt nachthei⸗ 
lig ſei. Dieſe wichtige Mittheilung hat Guizot dem Konſeil unterbreitet. 

a Spanien. 4 

Mabrib, den 12. Mai. Die Angabe, daß in Aranjuez nach dem Gene: 
ral Serrano geſchoſſen worden wäre, hat fi nicht bejtätige. Dagegen erhellt 
aus einem an die General» Capitaine gerichteten Rundſchreiben des Kriegs- Minis 
ſters, welches die Gaceta heute veröffentlicht, daß die Regierung den Vorfall 
vom Aten als ein gegen das Leben der Königin gerichtetes Attentat betrachtet. 

Sämmtliche Miniſter verfügten ſich geſtern Nachmittag nach Aranjuez, um 
eine gemeinſchaftliche Berathſchlagung über die vielen wichtigen Fragen, zu wel⸗ 
chen die Lage des Hofes und des Landes Veranlaſſung giebt, zu halten. Einige 
Perſonen behaupten, der Miniſter⸗Präſident, Herr Pacheco, würde ſich zurück⸗ 
ziehen und durch Serrano oder den General Narvaez erjept werden. f 

Auf morgen fällt der Geburtstag des Königs. Seine Gemahlin hat befoh⸗ 

len, daß auf dieſe Veranlaſſung morgen Nachmittag in Aranjuez Cour ſtattfinden 
i ſolle. Gegen die herkömmliche Etikette, welche vorſchreibt, daß die Herren bei 
dieſer Gelegenheit in Staats⸗Uniform und die Damen in Gala zu erſcheinen ha⸗ 
ben, hat die Königin verfügt, daß jene ſich im Frack und dieſe in gewöhnlicher 
Tracht einftellen ſollen. Der König ſelbſt hat, um etwaigen Konflikten der Eti⸗ 


kette, die ſich hier ergeben könnten, auszuweichen, geſtern das Luſtſchloß el Parbo 
(zwei Stunden von hier) bezogen. 

In Leon erneuerte ſich am Sten der Aufſtand wegen der Theurung des Brod⸗ 
tes. Für den Augenblick ward die Ruhe hergeſtellt, aber für den folgenden Tag 
wird das Brod ausgeblieben ſein. N 

In Sevilla ftanden an der Spitze des Alllaufts am 7 ten zwei bis dreitau⸗ 
ſend Weiber, die ihre Kinder auf den Armen Fugen und in die höchſte Erbitte⸗ 
rung geriethen, als fie gewahrten, daß unter die aufgeſtellten Truppen Brod und 
Käſe vertheilt wurde. Gegen Abend wurden bie Truppen ſo ſehr bedrängt, daß 
fie auf den Haufen Feuer gaben, worauf dieſtr ſich mit Zurlicklaſſung einiger 
Todten zurückzog. Am Sten wurde die Ruhe nicht wiebet unterbrochen, und die 
Behörden fanden Mittel, aus der Umgegend Brod herbeizuſchaffen. Der Gene⸗ 
ral⸗Capitain Pezuella erhielt zu gleicher Zeit Feine Entlaſfüng und die Anwei⸗ 
fung, feinen Wohnort in Malaga zu nehmen. Seit dem öten find endlich in 
Cadix mehrere mit Korn befrachtete Schiffe von Gibraltar eingelaufen. 

In Galizien ſind verſchiedene Portugieſiſche Beamte angekommen, die vor den 
Truppen des Generals Povoas die Flucht ergriffen hatten. Letztere ſind Meiſter 
der ganzen Provinz Tras os Montes und haben Chaves, Braganza und auch 
Almeida beſetzt. i 

Die Spanijchen Truppen haben ſich, wie der Tiempo berichtet, der Portu⸗ 
gieſiſchen Grenze genähert. Der Gouverneuer don Zamora habe ihre Unter⸗ 
ſtützung in Anſpruch genommen, um Das Antas widerſtehen zu können, der ge⸗ 
droht habe, die Auslieferung von 80 Portugieſiſchen Soldaten, welche die Spa- 
niſche Grenze als Flüchtlinge überſchritten und hier gefangen genommen wurden, 
nöthigenfalls mit Waffengewalt erzwingen zu wollen. 

Großbritannien und Irland. 

London den 20. Mai. Die Times melden, daß Lord Clarendon den erledigten 
Poſten eines Lord⸗Lieutenauts von Irland angenommen habe. In der morgen 
abzuhaltenden Geheimeraths-Sitzung wird ſeine Ernennung erfolgen. Herr Ras 
bouchere, der gegenwärtige Seeretair für Irland, ſoll dem Lord Clarendon als 
Präſident des Handels⸗Amtes nachfolgen. Unter anderen gerüchtweife gemelde⸗ 
ten Kabinets-Veränderungen erwähnt der Standard, daß Lord Normanby Ges 
neral-Poſtmeiſter und Clauricarde, der jetzt dieſe Stelle einnimmt, Botſchafter in 
Paris werden würde. 

Es heißt, das Parlament ſoll am 19. oder 20. Juni aufgelöſt werden, falls 
die Geſchäfte es erlauben; im anderen Fall ſoll die Auflöſung in der erſten Woche 
des Monats Juli erfolgen. 8 

Die Zahl der in Mancheſter durch Schließung der Fabriken brodlos werden⸗ 
den Arbeiter wird immer größer; am 10ten betrug fie 2000 mehr als am Iſten, 
und in dieſem Verhältniß ſtieg auch die Noth unter dieſem zahlreichen Theile der 
dortigen Bevölkerung, der ſein Leben jetzt großentheils nur durch die milden Spen⸗ 
den fortfriſtet, welche ihm verabreicht werden. Die Maſſen Irländiſcher Aus⸗ 
wanderer haben den Ausbruch gefährlicher und anſteckender Fieber herbeigeführt. 
Als dieſer Tage ein Schiff aus Drogheda anlangte, begab ſich ſofort ein Arzt an 
Bord, um den Geſundheitszuſtand der Paſſagiere zu unterſuchen; er fand drei 
Fieberkranke vor und ließ unverzüglich das Schiff einige Stunden weit ſtromauf⸗ 
wärts fahren, wo die Kranken auf das dort ankernde Lazarethſchiff gebracht wurden. 

Der Herzog von Argyle will mehr als 1000 Perſonen von ſeinen Gütern in 
den Schottiſchen Hochlanden auf ſeine Koſten nach Kanada überſiedeln. 

Von Angola hat man Nachricht erhalten, daß die grenzenloſe Grauſamkeit 
der Portugieſiſchen Regierung den Gefangenen von Torres-Vedras gegenüber Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat, daß bei deren Ankunft in Angola die Einwohner ſich für 
die Junta in Oporto pronuncirt haben. Die Grafen Bomfin und Villareal, 
zwei der Verbannten, find als Civil- und Militairgouverneure proklamirt worden. 

Bei Lishennet (Irland) kam es am 12. zwiſchen einer bewaffneten Bande 
von 15 Mann, welche die Landleute brandſchatzte, und einer Abtheilung der 
Polizeimannſchaft zu einem Kampfe, in welchem die letztere zwei ihrer Gegner ge⸗ 
fangen nahm und einen erſchoß. Einer der Gefangenen war ein erſt kürzlich aus 
dem Kerker entlaſſener Verbrecher. 1155 1918 

Aus Auſtralien wird berichtet, daß man dort damit umging, ſehr bedeu⸗ 
tende Maſſen von geſalzenem Fleiſch nach England zu verſenden. 

Lord Besborough entſchlief am Sonntag Abend im Dubliner Schloß, umge⸗ 
ben von feiner zahlreichen Familie, im ruhigen Beſitz ſeiner Geiſteskräfte, und 
die letzten Augenblicke ſeines Lebens abwechſelnd dem Himmel, ſeinen Kindern und 
ſeinem Lande widmend. Seine lange Krankheit hat der Regierung Zeit gelaſſen, 
ſich vorzubereiten, um einen ſo großen Verluſt, ſo gut es angeht, wieder zu er⸗ 
ſetzen, und Lord Clarendon wird ihm unverzüglich in der Viceköniglichen Regie⸗ 
rung Irlands nachfolgen. 

Im Uebrigen iſt der Zuſtand der Angelegenheiten düſter und wenig ermuthi⸗ 
gend. Der Druck auf die Fonds dauert fort, Geld iſt fo knapp, daß die Ein⸗ 
zahlungen auf die kürzliche Anleihe Fehr ſchwer bewirkt werden können, die Schatz⸗ 
kammerſcheine ſtehen trotz ihrer ungewöhnlichen hohen Zinſen, welche fie jetzt tra: 
gen, immer noch unter Pari, und es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß 2 bis 3 
Millionen übermorgen bei der Bank zur Einlöſung präſentirt werden. Die Korn⸗ 
Preiſe, namentlich von Weizen Fe mit unerhörter Schnelligkeit. ; 

elgiem 

Brüffel, den 21. Mai. Der Prinz von Württemberg iſt von Paris hiet 
eingetroffen und hat nach Aufenthalt von einigen Tagen heute ſeine Reiſe nach 
Deutſchland fortgeſetzt. 5079 Ens. 80 


* 
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Auch in Gent haben am Oienſtag ernſtliche Unruhen ſtattgefunden, fo daß 
die Ttuppen ſogar von der Feuerwaffe Gebrauch zu machen genöthigt waren; es 
ſcheint jedoch Niemand verwundet zu fein, indem wahrſcheinlich zur Einſchüchte⸗ 
rung blos in die Luft gefeuert wurde und die Volkshaufen ſich beim erſten Schie⸗ 
zen fogleich zerſtreuten. Vorgeſtern und geſtern iſt die Ruhe nicht weiter geſtört 
worden. b e 
Schweiz. 

Nach dem Beobachter wäre yon Würtemberg eine ſehr energiſche Note 
eingelaufen, wegen der revolutionairen Schriftchen aller Art, welche fortwährend 
und ſyſtematiſch von der Schweiz aus nach Deutſchland verbreitet würden. 

Baſel. — Der Badiſche Delegirte, Freihert von Marſchall, iſt hier ein⸗ 
gettoffen, um die im December v. J. begonnenen Verhandlungen wegen Fottſez⸗ 
zung der Badiſchen Eiſenbahn über das Gebiet unſerer kleinen Republik wieder 
aufzunehmen. 

Gtaubündten. — Es beſtätigt ſich, daß Lieutenant Waghorn den Ver⸗ 
ſuch machen wird, das Judiſche Felleiſen über Malta, Brindiſt, Ancona, durch 
die Romagna, Ligurien, Toscana, die Schweiz, Deutſchland und Belgien nach 
London zu befördern. Die Oſtindiſche Compagnie hat zur Verbindung des Has 
feus von Brindiſt mit Ancona der päpſtlichen Regierung zwei Millionen Pfund 
Sterling (2) für eine Eiſenbahn angeboten. 8 

Bern den 15. Mai. (Eidg. 3.) Die Beilage zu Nr. 114 der Berner 
Boltszeitung wird ſoeben in der Buchdruckerai ſequeſtrirt; die ganze Polizei 
iſt zu dieſem Akt ausgerückt. 

T 

Rom den 7. Mai. Der Jufant Don Enrique, Herzog von Sevilla, iſt geſtern 
mit Doſia Elena di Caſtellà y Stelli Fernandez de Cordova durch den Viceregenten, 
Patriarch von Konſtantinopel, Monf. Canali, der die Stelle des heiligen Vaters 
vertrat, eingeſegnet worden, nachdem zu ſeiner Vermählung die Erlaubniß aus 
Madrid eingetroffen war. 


Die Beleuchtung der Hauptſtraßen Rom's durch Gas iſt einer Compagnie, an 


deren Spitze Herr J. Mazio, Direktor der päpſtlichen Münze und Pächter der 
nächtlichen Beleuchtung der Stadt ſteht, zugetheilt. Die ganze Einrichtung ſoll 
in achtzehn Monaten vollendet ſein. 

; Rußland und Polen. 

St. Petersburg, den 18. Mai. Der Miniſter des Innern hat an die 
Gouvernements⸗Chefs folgendes Umlaufſchreiben gerichtet: 8 

„Nach einer mir vom Staats⸗Secretair Tanejew zugegangenen Anzeige haben 
Se. Majeſtät der Kaiſer, um zu verhüten, daß nicht bei dem bedeutenden Um⸗ 
füge im Getraidehandel während des bevorſtehenden Sommers durch die Ausſich— 
ten auf den zu machenden Gewinn alle Getraide-Vortäthe erſchöpft werden, Aller⸗ 

ft zu befehlen geruht: ſämmtlichen Gouvernements⸗Chefs und Adels⸗Marſchäl⸗ 
len auf das ſtreugſte einzuſcharfen, wie fie unmittelbar dafür verantwortlich find, 
daß in allen Reſerve-Magazinen die geſetzlich beſtimmte Quantität Getralde wirk⸗ 
lich vorräthig liege. In Folge nn haben Se. Majeſtät der Kaiſer eine als⸗ 
baldige Reviſton der Magazine durch beſonders dazu beorderte Perſonen anzuor⸗ 
duen geruht und falls irgendwo Unregelmäßigkeiten bemerkt werden, ſoll über die 
Kreis⸗Adelsmarſchälle und die Kuratoren der Magazine nach Allerhöchſtem Befehle 
eine gerichtliche Unterſuchung verhängt werden.“ 

en eee i. 

Konſtantinopel, den 27. April. (A. 3) Ein Ruſſiſcher Courier ift 
vorgeſtern mit Depeſchen für den hieſigen Ruſſiſchen Repräſentanten hier einge⸗ 
noffen. Ihr Inhalt bezieht ſich zum Theil auf die Griechiſch.Türkiſche Differenz 
und iſt dem Kabinet von Athen nicht jo günſtig, wie das Türkiſche Gouvernement 
bis zum letzten Augenblick beſorgt und die Freunde Griechenlands gehofft, ja mit 
Zuverſicht erwattet hatten. Auch Rußland tritt nun auf die Seite derjenigen 
Mächte, die da glauben, daß der Pforte wegen des Vorfalls auf dem Hofball zu 
Athen Genugthuung gebühre, und das letztere durch das, was bisher von Seite 
Griechenlands zur Sühnung der angeblichen Beleidigung geſchehen, noch nicht 
geleiſtet worden ſei. Auch Rußland glaudt, daß das Kabluet von Athen in dies 
ſem Falle kein Recht habe auf die Unterſtützung der drei Schutzmächte zu rechnen. 

Konſtantinopel, den 5. Mai. Die Pforte hat, wie man heute verfl- 
chert, allen Griechiſchen Konſuln in der Türkei das Exequatur entzogen. Der 
Griechiſchen Schifffahrt und dem Griechiſchen Handel wird dies bedeutende Hin— 
derniſſe verurſachen. Die Rüſtungen im hieſigen Arſenal wurden bis jetzt eifrig 
fortgesetzt. Die Flotte fol nun zum Auslaufen bereit fein. Nächſten Samſtag 
werden in Gegenwart des Großherrn noch zwei neu erbaute Dampf⸗Fregatten, des 
ren Maschinen aus England kamen, vom Stapel gelaſſen werden. Zur Verherr⸗ 
lichung des Feſtes wird man dabei vor dem Großherrn eine Italieniſche Oper auf⸗ 
führen, und der Kapudan Paſcha wird ein großes Mahl geben. 

Griechenland. 

Athen, den 9. Mal. Am 8. Mai Morgens 6 Uhr verließen die Königli- 
chen Majeſtäten Athen, um den ſcheldenden theuren Gaſt, den Kronprinzen von 
Bayern, nach Patras zu begleiten. Mit zahlteichem Gefolge ſchifften ſie ſich un⸗ 
ter dem Donner aller im Hafen von Pirckeus liegenden Ktiegsſchiffe auf dem 
Dampfſchiſſe „Otto“ ein, das die hohen Reiſenden in wenigen Stunden nach Ka⸗ 
lamaki brachte. Von dort ſetzten die Königlichen Majeſtäten mit dem Kronprin⸗ 
zen bie Landreiſe über Sityon, Megaſpilion und Voſtiza nach Patras fort; das 
Schiff ging aber um die Peloponneſiſche Halbinſel herum und erwartete den Kron 
prinzen auf der Rhede von Patras, um ſogleich nach Palermo abzugehen. So⸗ 


eben in Athen eingetroffene Nachrichten von der Reiſe⸗Ronte ſprechen don dem un⸗ 
beſchreiblichen Jubel, mit welchem die Königlichen Mafeftäten und der Kronprinz 
überall aufgenommen wurden. Zugleich trifft die Nachricht aus Patras ein, daß 
der Kronprinz bis nach Miſſolunghi gehen und dott ſich von dem geliebten Bruder 
verabſchieden wird, worauf dann die beiden Majeſtäten mit ihrem Gefolge die 
Reiſe nach Akarnanien fortſezen. Die ganze Dauer der Reiſe dürfte ſich auf 
drei Wochen erſtrecken. 
Vereinigte Staaten von Nordamerika, 
London, den 14. Mai. Das Dampfſchiff „Cambria“ hat Nachrichten 


aus New Potk vom 30ſten April überbracht, welche keineswegs die früher 


gehegte Hoffnung auf einen bald zwiſchen den Vereinigten Staaten und Mexiko 
zu Stande kommenden Frieden beſtätigen. Die Regierung der Vereinigten Staa⸗ 
ten hat 6000 Mann zur Verſtärkung des Truppen-Chors unter den Generalen 
Scott und Taylor einberufen, und Berichten aus Veracruz vom 14. April 
zufolge, hatte Santana an den Mexikaniſchen Kongreß eine Rede gehalten, welche 
durchaus keine Ausſicht auf Frieden bietet. Auch befand ſich derſelbe nach dieſen 
Berichten mit 15,000 Mann und 60 Geſchützen in einem feſten Lager bei Cerro 
Gordo, 7 Miles vor Jalapa. Die Avantgarde des Amerikaniſchen Heeres, 2700 
Mann, hatte unter General Twiggs am Sten April Veracruz bereits verlaſſen 
und ſoll bei Cerro Gordo ein Gefecht mit den Mexikanern gehabt haben, nachdem 
der Mexikaniſche General La Vega die Vertheidigung des Paſſes beim Puente 
Nacional, 30 Miles von Veracruz, aufgegeben hatte. Am 14ten April, glaubte 
man, werde es zum entſcheidenden Kampfe zwiſchen Santana und General Scott 
gekommen ſein. 

Aus Kalifornien wird gemeldet, daß General Kearney nach zwei erfolgreichen 
Treffen den Mexikaniſchen Gouverneur, General Flores, vertrieben und ſich am 
10ten Januar in Beſitz der Hauptſiadt, Puebla de los Angelos, geſetzt habe. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Poſen. — Das Konzert, welches durch Vermittelung einiger unſerer wak⸗ 
kern Mitbürger am 12ten d. Mts. zum Beſten der Abgebrannten in Murowana 
Goslin im Odeum Statt gefunden, hat nach Ausweis ſpeciell gelegter Rechnung 
einen Brutto-⸗Ertrag von 42 Rthlr. 21 Sgr. 6 Pf. und einen Netto⸗Ertrag von 
39 Rthlr. 21 Sgr. 6 Pf. ergeben, wofür 1 Centner 10 Pfd. Reis, 2 Schef⸗ 
fel Erbſen und 100 Brodte à 5 Sgr. angekauft und nach Murowana Goslin 
geliefert ſind. 

Trzemeſzuo den 25. Mai. Die vom Oberlandesgerichte zu Bromberg 
zur Unterſuchung der im hieſigen Kreiſe ſtattgehabten Tumulte beſtellte Kommiſſion 
iſt am 10. d. M. hier zuſammengetreten, hat ſofort ihre Arbeiten begonnen, bis 
jetzt ungefähr gegen 100 Angeſchuldigte erkannt, und ſeit dem 20. werden bereits 
die feſtgeſetzten Strafen vollſtreckt. — Die Schnelligkeit mit welcher die Strafen 
auf die That folgen, ſodann der Um ſtand, daß hauptſächlich auf ſtrenge körperliche 
Züchtigung und nur auf kurze Freiheitsſtrafe erkannt wird, wodurch bei den jetzt 
fo theuren Zeiten den armen in der drückendſten Noth ſich befindenden Familien 
ihre Ernährer nicht lange entzogen werden, haben einen ſehr guten Eindruck 
gemacht. 5 

In Breslau bildet ſich gegenwärtig ein Verein zu dem Zwecke, armen dor⸗ 
tigen Handwerksmeiſtern, welche ſich und ihre Familien ohne Geſellen und Lehr⸗ 
linge ernähren müſſen, aber nicht Arbeit finden, dieſe dadurch zu verſchaffen, daß 
ihnen das rohe Material gereicht, die gefertigte Arbeit ſofort abgenommen und 
bezahlt, der Verkauf der Arbeit aber durch den Verein bewirkt wird. 

Gegenwärtig grafjirt ein wahres Redakteur-Sterben: Frankfurter⸗Jour⸗ 
nal, Ober-Poſtamts⸗Zeitung, Prager Zeitung, Ruſſiſcher Bote, Schwäbiſcher 
Merkur — Alle haben ihre langjährigen Führer verloren. Nur der Redakteur 
der Prager Zeitung, Tarnowski, war erſt 36 Jahr alt. Er führte die Redak⸗ 
tion bis zum letzten Augenblick des Lebens. Noch zwei Stunden vor ſeinem Tode 
beſorgte er die Correctur eines feiner Aufſätze und erlebte den letzten Cenſurſttich. 
Einen Segenswunſch für den Cenſor auf ſeinen Lippen — verſchied er. 

In Frankfurt iſt man vor einigen Wochen in ein Wachsſiguren-Kabinet 
eingebrochen und hat den König Guſtav Adolf geſtohlen. Daß dieſem Atten⸗ 
tat auf eine Königliche Perſon keine diebiſche Abſicht zum Grunde gelegen, vers 
ſteht ſich von ſelbſt, und es fragt ſich nur, von welcher Partei es ausgegangen ift? 

Eine Vereinigung Berliner Künftler wird in der nächſten Zeit eine Kunſtaus⸗ 
ſtellung im Akademie⸗Gebäude zum Beſten der Armen veranſtalten, von der man 
ſich ſowohl reichen Genuß, als reichen Ertrag verſpricht. 

Prag. Kürzlich wurde in der ſtändiſchen Verſammlung der Vorſchlag ge⸗ 
macht, dem Erzherzog Karl ein Denkmal zu errichtenz einige Mit⸗ 
glieder meinten, es wäre am paſſendſten, ſich deßhalb mit den Ständen der ge⸗ 
ſammten Monarchie ins Einvernehmen zu ſetzen und auf gemeinſchaftliche Koſten 
ein großartiges Denkmal an einem geeigneten Orte, z. B. auf dem Schlachtfeld 
von Aſpern, zu errichten, doch ward mit Stimmenmehrheit die Aufſtellung eines 
Monuments in Prag auf Koſten der Böhmiſchen Stände beſchloſſen. . 

Ein Herr Lennig in Philadelphia, Beſitzer zweier großer chemiſcher Fabriken, 
hat den Herten Schönbein und Bötticher ihr Geheimuiß der Verfertigung der 
Schießbaumwolle um eine bedeutende Summe abgekauft und wird, nachdem dieſe 
Erfindung in den Freiſtaaten patentirt iſt, eine große Fabrik anlegen. 

Die unrechte Braut. Die Hamburger Polizei hat das Unglück gehabt, 
eine unrechte Braut nach Amerika zu ſenden. Ein deutſcher Handwerker reklamirte 
von Hamburg feine geliebte Erneftine, und die dortige Polizei ward um Uebet⸗ 


mittelung derſelben angegangen. Mit ausgezeichnetem Dienfteifer ward die ange⸗ 
nehme Miſſion ausgeführt, und eine Erneſtine, welche ſich längſt nach ihrem 
transatlantiſchen Heinrich geſehnt hatte, ward auf deſſen beigeſchloſſene Koſten 
Man denke ſich jedoch das Staunen des armen Heinrich, als 
die ſehnlichſt erwartete, ihm offiziell angekündigte Erneſtine die unrechte war, wels 
che ihrerſeits gleichfalls einen andern ſuchte, den der neckiſche Zufall ihr gleichmä⸗ 
Es war nur ein Buchſtabe im Namen verſehen worden. 
Auf die umgehende Requiſition der dortigen Behörde ſoll nun die Hamburger Po⸗ 
lizei die unrechte Braut zurück und die rechte hin befördern, wobei der Koſtenpunkt 
Die jetzt genau ermittelte rechte Braut hat 


hinüber geſendet. 


ßig entfremdet hatte. 


einen unangenehmen Knoten ſchlägt. 
bereits ihre Sachen gepackt. 
Königsberg den 21. Mai. 


von 150,000 Thalern iſt mehreren hieſigen Familien zu Gute gekommen. 


ein Viertheil theilen ſich mehrere Poſtillone. 


Der hierher geſallene große Lotteriegewinnſt 
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aus Europa eingetroffen. 


Auf dem Gensdiartten⸗Markt in Berlin wurden am 22. Mat neue Kattoffely, 
die ſehr groß waren und geſund ausſahen, das Stück zu 3 —5 Sgr. ausgeboten. 
Das Baieriſche Miniſterium des Kultus, an deſſen Spitze der brave Zu⸗Rhein 
ſteht, fordert die Laien auf, ſich dem höheren Lehramte zu widmen, nachdem 
unter dem Miniſter Abel planmäßig nur Prieſter Gymnaſiallehrer werden konnten. 
Der Laienſtand in Baiern war dadurch der Philologie faft fremd. geworden. 
Die Amerikaniſchen Blätter berechnen, daß vom Aften Januar bis Anfangs 
April blos zu New-Pork und Boſton 8 Millionen Dollars in klingender Münze 


„Eine Sklavin“, Drama von dem jungen talentvollen Dichter S. Moſenthal, 


iſt in Wien mehrere Male mit immer ſteigendem Beiſall aufgeführt worden. Bei 


In 


der erſten Vorſtellung wurde der Verfaſſer nach jedem Aufzuge gerufen und mit 
ſtürmiſchem Applaus empfangen. 


Die Wiener Blätter ſprechen ſich ſämmtlich 


a ſehr vortheilhaft darüber aus. 


Stadttheater in Poſen. 

Donnerſtag den 28ſten Mai: Zum Zweitenmale: 
Drei Unglückstage aus dem Leben Napo⸗ 
leons; hiſtoriſch-dramatiſches Gemälde in 3 Ab- 
theilungen, nach dem Franzöſiſchen des Alexander 
Dumas. — Zum Beſchluß: Napoleons Aſche, 
oder: St. Helenas letzte Tage; Melodrama 
in 3 Abtheilungen mit lebenden Tableaux von Theo⸗ 
dor Drobiſch. Muſik von Richard Gene. — (Nas 
poleon: Herr Meyerhöfer, als Zte Gaſtrolle.) 

Wohlthätigkeit. 

Für die Abgebrannten zu Opalenica find fer- 
ner bei uns eingegangen: 

22) von M. 1 Rthlr. 23) Fr. Gutsb. Schmä⸗ 
dicke 10 Rthlr., 24) W. v. R. 5 Rehlr. 

Poſen, den 26. Mai 1847. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 

Für die abgebrannten Armen in Murowana⸗Gos⸗ 
lin ſind ferner bei mir eingegangen: 
Von Herrn Fr. 3 Rihlr., von Herrn Gymnaſtal⸗ 
Dir. Dr. Kießling 2 Rıhle., von Herrn v. B. 10 
Rilr., von Herrn E. M. 3 Rtlr., von Herrn Joh. 
3.25 Sgr. Bis dato 152 Rılr. 17 Sgr. 6 Pf., wo: 
von ich bereits dem Comité 150 Rthlr baar und das 
Paquet Kleidungsſtücke eingefandt habe. Ich lege 
die Liſte noch ferner aus, indem mir gewiß noch von 
vielen ſchätzenswerthen Bekannten, deren gutes Herz 
ich kenne, Beiträge zukommen werden. 
Poſen, den 25. Mai 1847. 

Ja c. Träger. 


Im Verlage von Gebrüder Scherk in Po⸗ 
ſen iſt ſo eben erſchienen: 
Der 


kleine Pole, 


oder: 
Die Kunſt, 
die Polniſche Sprache in einigen Tagen, ohne vor⸗ 
her ein Wort davon gewußt zu haben, verfichen, 
ſchreiben und vollkommen richtig ſprechen zu lernen. 
Ein Hülfsbuch für Alle, welche nach Polen reiſen, 


und Diejenigen, welche ſchnell Polniſch lernen wollen. 
Herausgegeben von 


broch. Preis 125 Sgr. 


Ein flüchtiger Blick in dieſes Buch wird von der 


Zweckmäßigkeit deſſelben überzeugen. 


Edictal - Citation. \ 

Im Hypothekenbuche des im Pleſchener Kreife 
des Großherzogthums Poſen gelegenen adeligen 
Guts Korzkwy, find 250 Rihlr., welche die Jos 
ſepha v. Rokoſſowska geborne v. Czarnecka 
laut notarieller Schuldverſchreibung vom 26ſten Juli 
1833 im Beiſtande und mit Genehmigung ihres 
Ehemannes Wladislaus von Rokoſſowski, 
unter Verpfändung ihres Gutes Korzkwy wegen 
Kapitals, Zinſen und Koſten, als ein zu 5 pro Cent 
zinsbares Darlehn von dem Baron von Kottwitz 
auf Tuchorze empfangen, auf Grund des vorer— 
wähnten Schuld⸗Dokuments und des Antrages des 
Gläubigers vermöge Dekrets vom 21ſten September 
1833 Rubr. 3. No. 14, eingetragen. 

Die Befigerin des Guies Korzkwy, Catharina 
verwittwete Rug a, geborne Szymanowska hat 
anerkannt, daß die obige Forderung noch beſteht. 

Das über dieſe Forderung lautende Dokument, 
nämlich die erwähnte notarielle Schuldverſchreibung 
und der über deren Eintragung vom ehemaligen Kö⸗ 
niglichen Landgerichte hierſelbſt „ausgefertigte Hypo» 

theken⸗Rekognitionsſchein vom öten Oktober 1833 iſt 
verloren gegangen und es werden daher auf Antrag 
der Erben des Barons v. Kottwitz, und ſeiner Ehe⸗ 
frau, namentlich: der Freiin Friederike Helene 
Henriette Charlotte Wilhelmine v. Kott⸗ 


witz verehelichten Hauptmann v. Kozierowska, 
und der Freiin Friederike Luiſe Charlotte 
Renate v. Kottwitz verehelichten Bandelow, 
und deren Ehegatten, alle diejenigen, welche als 
Eigenthümer, Ceſſionarien, Pfandinhaber, oder 
aus irgend einem andern Rechtsgrunde Anſprüche 
auf die bezeichnete Forderung und das darüber aus⸗ 
gefertigte Inſtrument haben, aufgefordert, ſolche 
ſpäteſtens in dem 
am 7ten September 1847 Vormittags 
um 10 Uhr 
in unſerem Inſtruktions⸗Zimmer vor dem Oberlan⸗ 
desgerichts-Referendarius Keigel anſtehenden Ter— 
mine anzumelden, widrigenfalls ihre Präkluſton mit 
dieſen Anſprüchen, und demnächſt die Amortifation 
des alten, und die Ausfertigung eines neuen Inſtru⸗ 
ments erfolgen wird. 
Poſen, den 8. April 1847. 
Königl. Ober-Landesgericht, 
Abtheilung für die Prozeßſachen. 


Bekanntmachung. 

Im Auftrage des hieſigen Königlichen Ober-Lan⸗ 
desgerichts werde ich Mittwoch am 2ten Juni 
Nachmittags 2 Uhr verſchiedene Quantitäten von 
Wein, Rum und aromatiſchen Oelen in dem Hauſe 
Breiteſtraße No. 20. öffentlich verſteigern. 

Poſen, den 24. Mai 1847. 

I 


Scholz, 
Oberlandesgerichts-Referendarius. 


Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde be— 
nachrichtigen wir ergebenſt, daß am Sonntage den 
30ſten d. Mis. der Herr Kandidat Müller die 
Probepredigt halten und der Gottesdienſt an dieſem 
Tage, wegen der Stadtverordneten-Wahl, um 
9 Uhr beginnen wird. 

Poſen, den 26. Mai 1847. 

Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuze 
Kirche. 


Allen meinen hohen Gönnern, welche mir und 
meinen Leiſtungen ihr Vertrauen und ſeltene Theil- 
nahme ſchenkten, fo wie dem trefflichen Kreiſe be= 
währter Freunde, erlaube ich mir bei meinem Ab⸗ 
gange von hier nach Schleſien den tiefgefühlteſten 
Dank, ſo wie ein herzliches Lebewohl zuzurufen. 

Poſen, den 24. Mai 1847. 

Der Orgelbaumeiſter Buckow aus Hirſchberg. 


Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


Nachdem die am Iten Mai c. ſtattgefundene Ge⸗ 
neral-Verſammlung unſerer Geſellſchaft ſich für in⸗ 
competent erklärt hat, haben wir zur Erledigung 
der derſelben vorliegenden Geſchäfte und Anträge, 
wie fie in der bereits vorgelegten Tagesordnung ſpe⸗ 
cifieirt find, eine neue ordentliche Gentral-Ver⸗ 
ſammlung 

auf Donnerſtag den 10ten Juni c. Vor⸗ 

mittags 9 Uhr im hieſigen Börfenhaufe 
anberaumt, zu welcher wir die Herren Mitglieder 
unſerer Geſellſchaft hiermit einladen. Zur Prüfung 
der ſtatutenmäßig zu führenden Legitimation werden 
Commiſſarien aus unferer Mitte den 7ten, Sten 
und Iten Juni Vormittags von 9 bis 12 und Nach⸗ 
mittags von 4 bis 6 Uhr in dem Geſchäfts-Bureau 
der Geſellſchaft, große Domſtraße No. 792. gegen⸗ 
wärtig ſeyn, und zum Zeichen der geführten Legiti⸗ 
mation Eintrittskarten ausgeben, ohne deren Vor⸗ 
zeigung weder die Verabfolgung der Stimmkarten, 
noch die Zulaſſung zum Eintritt in die Verſamm⸗ 
lung ſtattfindet. Wir müſſen die Herren Actionaire 


dringend erſuchen, ſich innerhalb der angegebenen 
Tage und Stunden zu legitimiren, da Späterkom⸗ 
mende es ſich lediglich ſelbſt zuzuſchreiben haben wer⸗ 
den, wenn ſie nicht mehr berückſichtigt werden kön⸗ 
nen. Am Morgen des Verſammlungstages findet 
die Ausfertigung von Stimmkarten gar nicht mehr 
Statt. 5 

Die Quittungs-Bogen, auf deren Produktion 
Stimmkarten verabſolgt werden — deren Depoſition 
zu verlangen wir uns indeß vorbehalten, wo die Le— 
gitimation ihrer Vorzeiger Bedenken erregt — wer⸗ 
den den Präſentanten mit einem Stempel verſehen, 
fofort zurückgegeben; auf Quittungsbogen, welche 
dieſen Stempel bertits tragen, werden keine Stimm⸗ 
zettel ausgereicht. 

Stettin, den 7. Mai 1847. 


Der Verwaltungsrath. 
Heegewaldt. Müller. Arnold. 
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Große Wollniederlagen 


unter Verdeck 
Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. Meyer Falk. 


Im Hotel de Saxe find große Woll⸗Niederla⸗ 
gen und bequeme Logis zu vermiethen. 
G. Roggen: 


Zu vermiethen 
iſt Judenſtraße 33. ein brandſicherer, mit 4 eiſernen 
Thüͤren verſehener Laden, in dem durch 26 Jahre 
ein Kurzwaaren⸗Geſchäft betrieben worden, und ſich 
auch beſonders zu einem Material⸗Geſchäft eigner. 
Näheres zu erfragen bei den Remak ſchen Erben, 
Judenſtraße. 


Freitag früh treffen bei mir friſch geräucherte, 
fo wie marinirte Lachſe aus Pomm.⸗Stolpe hier ein, 
und offerire ich ſolche zu billigen Preiſen. 

A. Skampe r, 
alten Markt Nro. 66. 


Friſchen Steinkohlentheer verkauft billigſt 
F. Seidemann, Walliſchei. 


Acht Engliſcher Steinkohlen-Theer bei 
Julius Scheding, Walliſcheibrücke. 


Die erſten neuen Heringe empfingen 
ſo eben Gebrüder Ander ſch. 


— . — — 
Dien geehrten Mitgliedern des geſelligen Vereins 
im Logenhauſe zur Nachricht: daß Freitag den 
28 ſten Mai Nachmittags 5 Uhr das zweite Kon⸗ 
zert im Garten, bei ungünſtiger Witterung aber im 
Saale ſtattfinden wird. a 8 
Die Direktion. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


„ 120. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 27. Mai 1847. 
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Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 17. Mai. 
(Schluß.) 
Fiürſt zu Lynar (fährt fort): 3) Es würde auch die Rhederei, welche 
letzt in vielen Häfen ganz darnieder liegt oder doch nicht ſo blühend iſt, wie 
ſie ſein könnte, entſchieden gehoben werden, und endlich 4) dürften Differenz⸗ 


— 


Zölle unſeren Export vermehren und dieſer auf unſere Gewerbthätigkeit eine 
wohlthätige Rückwirkung äußery und mithin auch auf das Wohl der arbei⸗ 
tenden Klaſſen. Ueber das Syſtem der eigentlichen Schutz⸗Zölle wage ich mich 
nicht auszuſprechen, denn es iſt ſehr ſchwierig, ſich darüber eine entſchiedene 
Meinung zu bilden. Wenn man das Prinzip der Handels-Freiheit auch 
grundſätzlich anerkennt, ſo wird man doch zugeben müſſen, daß es Fälle giebt, 
in welchen ſich Ausnahmen rechtfertigen laſſen. Ich will die hohe Kurie 
nicht mit Wiederholung deſſen ermüden, was dafür und dagegen in zahlloſen 
Brochüren geſagt iſt, und ſpreche nur den Wunſch aus, daß es dem zu erbit⸗ 
tenden Zoll-Kongreſſe gelingen möge, die Frage ſo zu löſen, daß die Lage 
der arbeitenden Klaſſen — an der die hohe Kurie gewiß den lebhafteſten An- 
theil nimmt — dadurch verbeſſert werde. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich werde über das 
allgemeine Syſtem, welches unſerem Zollvereine zum Grunde liegt, über den 
ſogenannten Freihandels-Verkehr, einige Bemerkungen mir erlauben. Ich 
glaube, die hohe Kurie davor bewahren zu müſſen, der Anſicht zu ſein, daß, 
wenn eine Aenderung von uns beliebt würde und ſie eintreten ſollte, deshalb 
das ganze Zollſyſtem geändert würde. Meiner Anſicht nach, glaube ich, daß 
das Freihandels⸗Syſtem, was unſeren Zollverhältniſſen zum Grunde liegt, 
durchaus beibehalten werden müſſe. Aber wir haben uns, ſeitdem es beſteht, 
leider in ſeinen Wirkungen getäuſcht, indem das Ausland nicht in gleichem 
Maße uns entgegengekommen iſt, oder mit anderen Worten: Wir haben keine 
Reciprozität gefunden. Deshalb glaube ich, daß der Wunſch fo allgemein 
geworden iſt, es möge etwas geſchehen, um diejenigen Artikel, die notoriſch 
bei uns leiden, zu ſchützen, daß auf dieſe ein Schutzzoll gelegt werde, und 
damit aber ihre Production nicht leide, auch ein Rückzoll bei der Ausfuhr 
ſtattſinde. Wenn dies nur auf einzelne Artikel angewendet wird, fo kann ich 
darin nicht ein Aufgeben unſeres Syſtems, ſondern nur einen Weg, ein⸗ 
zelne Fabrikzweige zu heben, darin erblicken, die effektiv bei uns leiden. Das 
iſt alſo die Wa die ich von der Sache habe, ſo daß ich nicht annehmen 
kann, daß unſer allgemeines Zollſyſtem durch ſolche Ausnahmefälle ver⸗ 
ändert werde. Was die Differenzial=Zölle betrifft, fo ſtimme ich ganz den 
Rednern bei, welche über dieſen Gegenſtand geſprochen haben, daß er nämlich 
zu denjenigen Gegenſtänden gehört, zu denen, wie ich glaube, wir gelangen 
müſſen, weil er namentlich ein Unterhandlungsmittel iſt, anderen Staaten bei 
Handels⸗Verträgen Begünſtigungen einzuräumen und uns ſelbſt Begünſtigungen 
zu erwerben, ohne welche wir aber keinen Anknüpfungspunkt haben, weil wir 
ihnen nichts bieten können. Durch dieſes Syſtem, wie es angedeutet worden 
iſt, kommen wir aber dazu, Vortheile uns gegenfeitig verſchaffen zu können, 
und daher wird die Einführung dieſes Syſtems ſehr günſtig wirken. Ich 
glaube auch, daß wir es einführen können, um diejenigen Landestheile, die 
noch nicht zu dem Zoll⸗Vereine gehören heranzuziehen, und ich halte daher 
dieſen Gegenſtand für einen höchſt wichtigen damit endlich die allgemeine 
Einigung Deutſchlands in dem Zoll⸗Verbande erreicht werde. Jeder Scheint 
der zu dieſem Ziele gegangen wird, ſcheint mir von äußerſter Wichtigkeit, ja 
für ſo wichtig, daß kein Opfer dafür zu ſcheuen iſt. Ich glaube, daß das 
Differenzial⸗Zollſyſtem namentlich in das Auge gefaßt werden müſſe, um zu 
den Folgen zu gelangen, die ich vorher angeführt habe, und aus dieſen Grün⸗ 
den ſchließe ich mich dem Antrage, wie er in der Petition abgedruckt iſt, an, 
daß auf die genannten Gegenſtände ein Schutz⸗Zoll eintrete und Rückzölle in 
der Art ſtattſinden, wie fle in dem Gutachten vorgetragen worden ſind. Außer⸗ 
dem aber trete ich auch der Anſicht bei, daß, ehe weitere Beſchlüſſe in der 
Sache gefaßt werden, nochmals und ſobald als möglich, Sachverſtändige ein— 
berufen werden mogen. Ich habe vor einigen Tagen in einer Zeitung einen 
Artikel gefunden, wo es hieß, daß keine Fragen vorlägen, die für die in⸗ 
duſtriellen Verhältniſſe von Wichtigkeit wären, ſo daß auch keine Veranlaſſung 
zu einem oll⸗Kongreß in dieſem Jahre vorhanden ſei. Ich weiß nicht ob 
der Herr Sinenyenkinifer vielleicht darauf anwortet, ob das wirklich der Fall, 
oder ob das nur ein verlorener Zeitungs⸗Artikel iſt, wie ich es hoffe. 

Finanz⸗Miniſter: Es iſt allerdings die Frage geweſen, ob in dieſem 
Jahre eine General⸗Zoll⸗Konferenz ſtattfinden ſoll, weil es erſt acht Monate 

er iſt, daß die letzte Konferenz zuſammen war, im nächſten Jahre aber noth⸗ 
wendig eine Konferenz ſtattſinden muß, wo der Tariff generell revidirt wird; 
es möchte deshalb nicht an der Zeit ſein, noch in dieſem Jahre eine Kon⸗ 
ferenz zu halten. Der Zoll⸗Tarif kann während ſeiner dreijährigen Periode, 
die mit dem nächſten Jahre zu Ende geht, nicht füglich abgeändert werden, 
und erſcheint daher in dieſem Jahre eine Konferenz nicht angemeſſen, im 
15 — n Jahres würde ſie aber jedenfalls ſtattfinden müſſen, auch 

bgeſehen en gro w ier vorliegen. 
er Prinz A un Be ＋ g 3 ſchließe mich aus vollem Herzen 

m an, was Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen in Bezich mg auf 
die Differenzial Zölle ausgeſprochen hat. Wodurch iſt England groß geworden? 
Hauptſächli (ae feine. Schiffahrts-Geſetzgebung, durch die Navigations⸗ 
Akte. Ich glaube, daß Deutſchland oder richtiger der Zollverein Einrichtun⸗ 

en treffen könnte in derſelben Art, wie die Ravigations-Akte, jedoch natürlich 
mit den gehörigen Modificationen, da ganz und gar daſſelbe Syſtem bei uns 
nicht wohl durchgeführt werden kann. Ich halte daher für die Hauptſache, 
man den direkten Verkehr zwiſchen dem Zollverein und den transatlan⸗ 
Tropenländern wo möglich auf jede Weite zu begünstigen ſucht, ferner, 
an dieſen direkten Verkehr namentlich begünſtigt auf Schiffen des Zoll⸗ 
vereins, d. b. 8 orläufig auf preußiſchen Schiffen, da gegenwärtig der Verein 
noch keine anderen Handelsſchiffe beſitzt. Ferner würde ich dafür ſein, daß 
wir dieſelben Begünſtigungen, die wir der Nationalflagge gewähren, auch 
anderen Flaggen einräumen, vornehmlich den Flaggen der. Erzeugnißländer, 
von wo die Produkte eingeführt werden, daß wir andererſeits aber auch uns 
vorbehalten, andere deutſche Flaggen mit der unſrigen gleichzuſtellen. Ich 
würde mich freuen, wenn Ptrußen den Anſchluß des Zoll-Vereins an den 


Welthandel endlich herbeiführte und ſpäter auch auf jede Weiſe den Schutz 
des Handels übernähme. Ich halte es für Preußens größte Aufgabe, jenen 
Anſchluß Deutſchlands an den Welthandel kräftig zu vermitteln, denn ich 
glaube, daß ein Land ſo lange, ich möchte ſagen, nicht ganz emanzipirt iſt, 
ehe es nicht an dem Verkehr theilnimmt, der ſich über unſeren ganzen Pla⸗ 
neten verbreitet. Ich ſtimme darum ganz für den Antrag des Fürſten Lich⸗ 
nowski und für den der Abtheilung. 

Graf v. Sandretzky: Das geehrte Mitglied aus Weſtphalen als Referent 
des Gutachtens hat gefagt, daß eine Erhöhung der Twiſtzölle eine unglückliche 
Maßregel ſei. Dagegen bemerke ich, daß ich ſie nicht als die alleinige Ver⸗ 


anlaſſung des geſunkenen Zuſtandes der Baumwollenwebereien halte. Mit⸗ 


wirkend iſt zu gleicher Zeit die Erhöhung des rohen Materials um 50 pCt., 
zweitens die traurigen ünd allgemeine zerrütteten Geldverhältniſſe, entſtanden 
durch die Noth der Zeit. Ich ſtimme gegen jeden Schutzzoll aus dem Grunde, 
weil er Veranlaſſung iſt, den Fabrikbetrieb einer Treibhauspflanze gleich zu 
erziehen. Wie traurig eine ſolche Treibhauspflanzung daſteht, habe ich Ver⸗ 
anlaſſung gefunden, dieſen Winter genau kennen zu lernen, und ich kann 
nur ſagen, daß ich es für wohlthätig halte, wenn man einen ſolchen künſtlich 
erzeugten Betrieb durch andere Maßregeln, durch andere Beſchäftigungen zu 
vermindern ſucht. 

Graf v Schaffgotſch auf Warmbrunn: Ein erlauchtes Mitglied der 
Königlichen Familie hat die troſtloſen merkantiliſchen Verhältniſſe am Rhein 
nicht allein von der politiſchen Seite beleuchtet, ſondern auch dieſelben zu 
einer Gefühlsſache gemacht. Dafür ſage ich ihm den unterthänigſten Dank. 
Hiernach bin ich überhoben, mich von der Wärme meiner Empfindungen hin⸗ 
reißen zu laſſen und die hohe Verſammlung mit einem Klagelied, das nicht 
aufhören würde, zu behelligen. So ſpreche ich denn hiermit nur den Wunſch 
aus, der in meiner Gegend in den Gemüthern aller Betheiligten vorherrſchend 
iſt, den Wunſch für eine Erweiterung der Handels-Politik. 

General⸗Steuer⸗Direktor: Ich wollte nur eine Erläuterung geben. 
Es iſt die Erhöhung des Twift-Zolles um einen Thaler als eine durchaus 
nicht entſprechende um deswillen bezeichnet worden, weil ſie keinen Theil be⸗ 
friedigt habe. Ich muß im Allgemeinen bemerken, daß dieſe Nichtbefriedigung 
zweier Extreme einer Regierung, die nicht ins Extrem geht, wohl haufig 
vorkommt. Wir hatten aber allerdings hier mit zwei Extremen zu thun, 
mit denen, denen der Zoll von 2 Kthlrn. unter allen Umſtänden als ein 
Maximum vorkam, das nicht mehr erhöht, das nur vermindert werden ſoll. 
Dieſe Meinung war noch vor gar nicht langer Zeit eine ganz allgemeine oder 
eine als ziemlich allgemein angenommene. In dem Augenblicke, als das 
Königreich Sachſen, welches in der Baumwollen⸗ Spinnerei und Weberei 
unſerem Lande vorgeht und eine intenſivere Induſtrie hat, als Preußen, in 
dem Augenblicke, ſage ich, als das Königreich Sachſen über ſeinen Anſchluß 
an den Zoll⸗Verein verhandelte, ging der ganz beſtimmte Antrag dahin, es 
müſſe dieſer Twiſi⸗Zoll herabgeſetzt werden. Es war dieſer ſelbe Antrag, der 
von Seiten der übrigen Staaten erfolgte, und der, wie die Verhandlungen 
bekunden, über zwei oder drei Monate die Verhandlungen verzögert hat. Es 
war alſo die einſtimmige Meinung, daß man unter keinen Umſtänden dieſen 
Zoll erhöhen, ſondern ihn noch ermäßigen müſſe. Die andere jener äußerſten 
Meinungen war die, den Twiſt-Zoll ſehr zu erhöhen, man ſprach von 8 bis 
10 Thalern. Man wollte die ſogenannten geſchlichteten Zettel noch viel mehr 
erhöhen, und weil dies allerdings nicht anging ohne einen Rückzoll, ſo bean⸗ 
tragte man Rückzölle, damit dies wieder dem Auslande gegenüber ausgeglichen 
würde. Die preußiſche Regierung glaubte dieſer letzteren Anſicht nicht bei⸗ 
treten zu können, aus dem Grunde, weil ein jeder hohe Zoll auf Fabrikate 
zwar in Beziehung auf das Ausland damit ſcheinbar ausgeglichen werden 
kann, daß man ihn rückvergüten läßt, daß er aber nicht ausgeglichen werden 
kann für das inländiſche Konſumo, und daß alſo, indem man eine Erhöhung 
des Twiſtzolles anordnet, man dadurch eo ipso ausſpricht, daß der Inländer 
feinen Verbrauch an inländiſchen Fabrikaten um fo viel höher bezahlen müſſe 
zu Gunſten des inländiſchen Spinners Dies waren die Gründe, die es der 
preußiſchen Regierung bedenklich erſcheinen ließen, auf ein ſolches Extrem 
einzugehen. Weil ſich aber doch die Meinung, die Twiſtzölle zu erhöhen, 
ziemlich allgemein im Jahre 1845 auszuſprechen ſchien, ſo wollte man doch 
auch die Bereitwilligkeit zeigen, wo möglich einen übereinſtimmenden Beſchluß 
herbeizuführen, und wie der Herr Finanz-Miniſter ſchon angeführt hat, kam 
man dahin, daß man eine mäßige Erhöhung der Twiſtzölle mit einem aller⸗ 
dings nur der letzteren entſprechenden, alſo auch nur mäßigen Rückzolle, ein⸗ 
treten ließ. Dies genügte nicht, und die Karlsruher Konferenz kam zu keinem 
Beſchluſſe. 5 

Graf von Solms-Baruth: Ich glaube, daß das Mittel, welches der 
Ausſchuß vorgeſchlagen hat, ein geeignetes iſt, es wird uns von extremen 
Maßregeln fern halten, und man wird ſich dadurch am ſicherſten überzeugen, 
auf welche Weiſe die Regierung vorgehen muß, um der Induſtrie zu helfen, 
auf der anderen Seite aber nicht auf einen Abweg zu gerathen, der wieder 
für die Konſumenten nachtheilig und drückend ſein dürfte. Ich ſtimme daher 
für den Antrag des Ausſchuſſes. 

Graf v. Dyhrn: Wir haben des Finanz⸗Miniſters Excellenz ausſpre⸗ 
chen hören, daß das Königl. Gouvernement erwarte, wie der hohe Landtag 
ſich über dieſe wichtigſte aller Fragen ausſprechen würde, ohne in irgend einer 
Richtung ſeinem Ausſpruch vorzugreiſen. Soll nun der Antrag der Abthei⸗ 
lung und die in ihm empfohlene Petition eine Erklärung für das Schutzzoll⸗ 
Syſtem ſein, ſo kann ich mich derſelben nicht anſchließen, denn das Gegen⸗ 
theil, das Freihandels-Syſtem, nur nach der äußerſten Nothwendigkeit mode⸗ 
rirt, iſt das Syſtem des Zollverbandes, wie auch ein erlauchter Mund eben 
anerkannt hat, und die Ergebniſſe, welche laut der Angaben des Herrn Fi⸗ 
nanz⸗Miniſters die Induſtrie unter dieſem alten Syſtem, wie es hier vor 
mir ſchon genannt worden iſt, erreicht hat, ſind, glaube ich, nicht ſo traurig 
geweſen, daß die Bitte, daſſelbe zu verlaſſen, genugſam begründet würde. 
Soll alſo der Antrag ein Verlaſſen des Syſtems des Zollvereins ſein, ſo kann ich 
mich demſelben nicht anſchließen. Auch ich erkenne die gegenwärtige Noth, 
welche die industriellen Diſtrikte druckt, ja erkenne keine kleine Gefahr, welche 
ihm droht, an und freue mich, daß alle geiſtigen Kräfte aufgeboten werden, 
Hülfe dagegen zu erfinden, kann aber als ſolche die Schugs⸗Zölle nicht gelten 
laſſen. Ich glaube, daß die Noth: 1) in anderen Conſtellationen begrün⸗ 
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det iſt, und 2) daß darum durch einen Schugzoll ihr nicht bleibend, ſondern 
immer nur momentan abgeholfen wird. Schließlich erlaube ich mir, ein 
Exempel anzuführen, welches für mich von Allem, was ich über dieſe Ma⸗ 
terie geleſen und von Sachverſtändigen gehört habe, den ſchlagendſten Beweis 
enthält, daß Schutzzölle nie ausreichen, und der Punkt, bis zu welchem ihr 
Steigen gewährt werde, nie vorher beſtimmt werden kann. Zwei Hundert 
Fabrikanten können in irgend einem Lande bei einem Schutzzoll von 10 Pro⸗ 
zent die Konkurrenz des Auslandes nicht länger ertragen; der Geſetzgeber geht 
auf ihr Geſuch ein. Der Schutzzoll wird von 10 auf 20 pCt. erhöht. Nun 
iſt, um mich trivial auszudrücken, in dieſem Geſchäft Geld zu verdienen. Wo 
Geld zu verdienen iſt, ziehen ſich Kapitalten hin, und es dauert nicht lange, 
ſo ſind aus den 200 Fabriken 400 geworden. Nach 10 Jahren erklären 
dieſe 400: Wir können bei einem Schutzzoll von blos 20 pCt. nicht weiter 
arbeiten. Der Geſetzgeber kann aber auf ihr Geſuch um Erhöhung des 
Schutzes diesmal nicht eingehen. Das Land ſteht alſo auf derſelben Stelle, 
wo es mit 200 Fabriken vor 10 Jahren geſtanden hat, nur mit dem großen 
Unterſchiede, meine Herren, daß, während der Fall jener 200 Fabrikanten 
nur 10,000 Menſchen, der Sturz dieſet 400 aber vielleicht 20,000 Menſchen 
arbeitslos gemacht haben könne, und daß alſo durch den gewährten Schutz⸗ 
Zoll nur das Proletariat um das Doppelte vermehrt worden iſt. 

Frhr. Senfft von Pilſach: Ich wollte nur zwei Punkte widerlegen 
und mir dann eine Anfrage erlauben. In erſterer Beziehung bemerke ich, 
daß die angeführten Beiſpiele nichts für und nichts gegen den Schutzzoll be⸗ 
weiſen. Die Erhöhung des Zolls auf Leinengarn von 5 Sgr. auf 2 Rthlr. 
iſt erſt vor ganz kurzer Zeit erfolgt und kann eben deshalb natürlich noch 
keine umfaſſende Folgen hervorgerufen haben. Was das aus dem Kontinen⸗ 
tal⸗Syſtem entnommene Beiſpiel betrifft, ſo iſt es auch nicht zutreffend. Der 
ſchleſiſche Handel hat nicht durch das Kontinental-Syſtem gelitten, ſondern 
weil er durch den Krieg mit England alterirt wurde. Die erwähnte Anfrage 
richte ich dahin: ob ich recht verſtanden habe, daß in Karlsruhe, auf der 
Zoll⸗Konferenz, von preußiſcher Seite der Rückzoll ſelbſt befürwortet worden iſt? 
5 Finanz⸗Miniſter: Zwei Vorſchläge find gemacht worden. Der erſte 
betraf eine minder erhebliche Erhöhung des Twiſt-Zolls mit Rückzoll, blos 
zur Ausgleichung der Differenz, welche zum Nachtheil unſerer inländiſchen 
Spinnerei durch die Aufhebung des Baumwollen⸗Zolles in England und die 
dadurch bewirkte Begünſtigung der engliſchen Spinnereien entſtanden war. 
Die Differenz wurde dadurch auszugleichen geſucht, daß der Zoll auf 3 Thlr. 
10 Sgr. auf 1 Thlr. 10 Sgr. beſtimmt werden ſollte. Es wurden indeſſen 
Anträge auf viel höheren Einfuhrzoll und Rückzoll gemacht. Allein dieſe 
Anträge fanden auch Widerſpruch, und zuletzt wurde preußiſcherſeits vorgeſchla⸗ 
gen, daß der Eingangszoll auf 4 Thlr. und der Rückzoll auf 3 Thlr. feſtge⸗ 
ſetzt werde, jedoch mit der Maßgabe, daß der Rückzoll nicht baar, ſondern 
in Bonificationsfheinen gewährt werden ſollte. Auch das fand keine Ueber⸗ 
einſtimmung, und ſo löſte ſich die karlsruher Konferenz auf, ohne daß man 
zu einem Beſchluſſe kam. Da man aber für nothwendig fand, zu einem 
Beſchluſſe zu kommen, wurde eine neue Konferenz angeſetzt. In dieſer Kon⸗ 
ferenz wurde die ſpezielle Frage aufgeſtellt, ob man Rückzölle wolle? Und da 
war nichts weniger als Einſtimmigkeit, ja die Mehrzahl war dagegen, und 
das Reſultat war, daß man ſich am Ende in der Erhöhung des Zolles um 
Einen Thaler vereinigte. 

Senfft v. Pilſach: Es iſt alſo durch das Preußiſche Gouvernement 
der Rückzoll bevorwortet worden, und eine Aenderung in den Anſichten des 
Gouvernements iſt nicht eingetreten? 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Es iſt dieſer Vorſchlag geſchehen, um 
zu einer Verſtändigung zu gelangen. Indem man nachher Preußiſcherſeits 
vorſchlug, die Erhöhung von Einem Thaler eintreten zu laſſen, hat man 
den früheren Antrag nicht unbedingt zurücknehmen wollen. 

Fürſt von Lichnowsky: Es ſei mir zuerſt vergönnt, auf den erſten 
Vortrag des Herrn Finanz⸗Miniſters zurückzukommen. Es iſt ein Punkt in 
demſelben, den ich mir erlaube hervorzuheben. 
die ich die Ehre hatte, hier einzureichen, ſehr erfreut. Es iſt die Anerken⸗ 
nung des Herrn Finanz-Miniſters, daß wir uns jetzt in einer Periode beſin⸗ 
den, wo derlei Fragen behandelt werden müſſen. Der Herr Finanz-Mi⸗ 
niſter hat mit dieſen Worten die Aougemäbbett dieſer Petition anerkannt, 
und wenn eine Petition, d. h. ein Wanſch, zeitgemäß iſt, fo iſt eine Abän⸗ 
derung eines beſtehenden Zuſtandes als nothwendig anerkannt worden; das 
iſt die logiſche Folge davon. Da ich die Ehre habe, ein Schleſier zu fein, 
fo will ich hier von der Leinen⸗Induſtrie zuerſt reden. Es geſchieht aber nicht 
allein wegen der Provinz, der ich angehöre, daß ich von der Leinen-Indu⸗ 
firie zuerſt ſpreche, ſondern weil fie der älteſte und ehrwürdigſte, weil ſie der- 
jenige Zweig unſerer Fabrikation iſt, der mit unſerem Ackerbau am engſten 
verbunden und verſchwiſtert iſt; und dieſe Induſtrie iſt es, die am meiſten 
leidet. Ich habe mit Wehmuth die Worte vernommen, die mein verehrter 
Kollege aus dem Rieſengebirge ausgeſprochen hat, und ich appellire an alle 
Schleſter, die in dieſer hohen Verſammlung ſitzen, auch wenn fie fonft mei⸗ 
ner Meinung nicht beipflichten. Wir erinnern uns Alle ſehr gut der Zeit, 
wo ſchleſtſche Linnen auf allen Weltmärkten ein geſuchtes und geſchätztes 
Produkt waren. Tauſende von Familien in den ſchönen Thälern des Rieſen⸗ 
gebirges und in den angrenzenden Kreiſen haben von dieſer Arbeit gelebt. 
Es waren damals treue, ehrbare, gottesfürchtige und fleißige Staatsbürger. 
Ich lege einen Accent darauf. Was iſt aus dieſen goldenen Zeiten gewor⸗ 
den? Noch in den Jahren 1834 bis 1836, als Napoleon ſchon lange todt, 
alſo von einer Kontinental⸗Sperre nicht mehr die Rede war, betrug die Aus⸗ 
fuhr der deutſchen Leinen 108,000 Cir., 1843 bis 1845 war die Ausfuhr 
bis auf 59,000 Ctr. herabgeſunken; hingegen war die Ausfuhr der engliſchen 
Leinen 1836 45,000 Ctr., 1840 bereits 180,000 Etr., und 1842 war fie 
ſchon bis zu der ungeheuren Höhe von 300,000 Ctr. geſtiegen. Daß von 
einer Ausfuhr unſererſeits nicht mehr die Rede war, liegt klar am Tage. 
Nun frage ich, was iſt aus allen den unglücklichen Webern geworden, die nicht 
während der Kontinental-Sperre, ſondern in den letzten Jahren dieſen Un⸗ 
fall erlitten haben? Womit find fie beſchäftigt worden, wer hat fie vor 
Verarmung, Demoraliſation, vor Hunger und Verzweiflung gerettet? Ich 
weiß ſehr wohl, daß ein hohes Herz für ſie geblutet hat, daß eine hohe 
Hand ſich mildthätig, ohne zu ermüden, für fie geöffnet hat. Gott fegne 
den barmherzigen Herrn, der dieſe Noth in der Nähe geſehen und eine der 


Er hat mich für die Petition, 


ſchönſten Prärogative der Krone an ihnen ausüben wollte. Ich weiß auch, 
daß von Seiten der Königl. Seehandlungs⸗ Sozietät Einiges zu ihrer Auf⸗ 
hülſe geſchehen iſt und noch noch heute geſchieht. Aber Almoſen machen Rie- 
mand forgenfrei, und halbe Maßregeln haben noch Keinem geholfen. Hun⸗ 
derte von Meilen Eiſenbahnen durchziehen in allen Richtungen unſer großes 
Vaterland, Millionen wurden bei deren Bau gewonnen, Hunderttauſende 
von Menſchen fanden dabei einen reichlichen Erwerb. Wer aber nur einen 
Tag ſich mit Eiſenbahnbau beſchäftigt hat, und wer nur einen Tag in We⸗ 
ber⸗Diſtrikten gelebt hat, weiß ſehr gut, daß die armen Weber bei dieſen 
Millionen nichts verdient haben. Ein Weber wird kein Ackerbauer, kein 
Eiſenbahn-Arbeiter, er kommt als Weber auf die Welt, er lebt, darbt und 
ſtirbt als Weber! 

Graf v. Zieten: Es iſt ein bloßer Eigenſinn von dieſen Leuten, ſie find 
ſelbſt Schuld an dem Elend, in dem ſie leben. 

Fürſt Lichnowsky: Hätte man der Leinen-⸗Induſtrie denfelben Schutz 
angedeihen laſſen, wie der Tuch-Fabrication, fo würde fie jetzt, wenn auch 
nicht eben fo brillante, fo doch wenigſtens befriedigende Reſultate ergeben. 
Jene meiner verehrten Kollegen, die an Jahren älter ſind, als ich, werden 
ſich noch der Zeit erinnern, wo Niemand einen Rock trug, der nicht aus eng⸗ 
liſchem oder holländiſchem oder franzöſiſchem Tuche gefertigt war, überall gab 
man der ausländiſchen Waare den Vorzug. Es iſt ein hoher Zoll von 30 
Thalern pro Centner Tuch gelegt worden, und im gegenwärtigen Augenblicke 
verdrängt das deutſche Fabrikat auf den meiſten Plätzen, auf fremden wie 
einheimiſchen, auf europäiſchen wie auf transatlantiſchen Märkten das fremde 
Tuch. Ich ſehe nicht ein, warum das Tuch mehr naturwüchſig ſein ſoll, wie 
die Leinwand. Wir haben eben fo gut Flachs, wie Heerden im Lande, und 
was für die eine Induſtrie geſchehen konnte, hätte auch für die andere ins 
Leben treten können. Die unglücklichen Weber, die ein Redner, welcher mich 
vorhin unterbrochen hat, als eigenfinnig bezeichnet hat, haben ſich, als fie 
keine Möglichkeit mehr fanden, mit ihrer bisherigen Induſtrie ſich zu ernähren, 
auf die Baumwolle werfen müſſen. Nicht allein in Schleſien, ſondern auch 
in Weſtphalen, wie ich von weſtphäliſchen Fabrikanten noch geſtern gehört 
habe, ſind Tauſende von Arbeitern von den Leinen zur Baumwolle überge⸗ 
gangen. Dadurch entſtand eine ſolche Ueberproduction, daß weder Arbeitge⸗ 
ber noch Arbeitnehmer dabei beſtehen konnten; viele Fabriken mußten ſchließen; 
andere machten Bankerott; darunter vorzugsweiſe viele wohldenkende, ec 
volle Arbeitgeber, die ihre Arbeiter nicht nach Maßgabe des eigenen Ausfalls 
drücken wollten; die Konkurrenz wurde geringer; die Independenz der Arbeiter 
ging verloren, da, je mehr und je verſchiedenere Arbeiten ausgegeben werden, 
deſto unabhängiger die Stellung des Arbeiters if. Gefühlloſe Fabrikanten 
drückten die armen Arbeiter, die nicht mehr die leichte Wahl hatten, zu einem 
menſchlicher Geſinnten überzugehen. Dies dürſte vielleicht der Grund jener 
traurigen Ereigniſſe fein, die in der letzten Zeit über Schleſten gekommen find. 
Ich glaube, der Hunger iſt der Grund und nicht kommuniſtiſche Ideen. Wer 
des Lebens froh ſein will, der muß mehr haben, als das Brod des heutigen 
Tages, er muß für ſeine Familie und ſich mit ruhigem Blick auf morgen 
blicken können. So lange ein geſicherter, rechtlicher Erwerb dort war — ich 
komme auf das zurück, was ich die Ehre hatte mit einem Actent zu bezeich⸗ 
nen, — ſo lange alſo ein rechtlicher, geſicherter Erwerb dort war, hat Nie⸗ 
mand unter den ſchleſiſchen Webern — ich frage jeden meiner Kollegen hier, 
welchem die Tradition darüber von ihren Vätern überkommen iſt, oder die 
an Jahren ſo weit vorgerückt ſind, um ſich ſelbſt jener Zeit zu erinnern, — 
hat Niemand, ſage ich, an kommuniſtiſche Umtriebe gedacht. Sie verzwei⸗ 
felten nicht an ſich, nicht an ihrem Schickſale, fie verzweifelten nicht an ihrem 
Könige, nicht an ihrem Gotte, bis endlich die Verzweiflung durch den Hunger 
herbeigeführt wurde. Mit dem Hunger alſo kam die Verzweiflung, und neig⸗ 
ten fie ihr Ohr zu den ſtets bereitwilligen Emiſſairen, über deren lichtſcheues 
Treiben es mir geſtattet ſei, gleichfaus einen Schleier zu werfen. Dieſe trau⸗ 
rigen Zuſtände, meinem engeren Vaterlande, Schleſten, dieſem Lande der 
Stärte und der Treue, fo nahe, fie find es, die mir den Muth gegeben ha⸗ 
ben, über einen Gegenſtand in dieſer hohen Verſammlung das Wort mir zu 
erbitten, der ſo viele Wunden geſchlagen hat und ſeine harten Schläge über 
ganz Preußen, über alle Staaten des Zoll⸗Vereins ausdehnen kann. Man 
muß nicht glauben, daß unſer Volk ſchlechter geworden iſt, daß es weniger 
treu an König und Vaterland hängt, weniger treu an fo vielen alten Inſti⸗ 
tutionen, die durch lange Jahre hindurch es glücklich gemacht haben. Nein, 
es iſt in Folge falſcher und neuerer Maßregeln elender und ärmer geworden, 
und das iſt der Grund zu vielem Uebel. 

Finanz-Mintſter: Ich habe vollkommen das Zeitgemäße der Frage 
anerkannt, aber nach dem Standpunkte, auf den ich mich geſtellt, doch nicht 
ausſprechen können, es ſei abſolut nothwendig, zu ändern Was zu ändern 
iſt, und in welchem Maße, das iſt etwas, worüber die Regierung beſtimmen 
wird, nachdem ſie die Stimme des Landes über dieſe Angelegenheit gehört hat. 

Graf Sandretzky: Provozirt durch die Aeußerung des letzten Redners 
aus Schleſien, erlaube ich mir die kurze Bemerkung, daß die gottvertrauenden 
geſättigten Weber, wie mir mein Vater, der damals Kriegs- und Domainen⸗ 
Rath und als Deputatus des Kollegiums mit anderen Mitgliedern in das 
Gebirge delegirt worden war, vielfach erzählt hat, zu Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts in den Gebirgsſtädten Unruhen veranlaßten, und daß gegen ſte 
Prittwitz Dragoner inſtruktive haben einwirken müſſen und eingewirkt haben. 

Graf Keyſerling: Da die hohe Verſammlung wohl jetzt dem Abſchluß 
dieſer Debatte näher treten dürfte, ſo erlaube ich mir die Aufmerkſamkeit der⸗ 
ſelben auf das Gutachten und deſſen Faſſung zurückzuführen. Nach den bis⸗ 
herigen Vorträgen und Vorſchlägen würde ſtreng ſich die Durchführun 
eines Syſtems nicht rechtfertigen laſſen. Es wird allgemein anerkannt, da 
wir faktiſch und geſetzlich uns in einem Freihandels⸗Syſtem befinden, in wel⸗ 
chem alle Zölle und Steuern als Ausnahmen, als Regel und Präſumtion 
über Freihandel gelten; nun werden noch andere Ausnahmen vorgeſchlagen, 
deshalb dürfen wir nicht zugleich ſtrenge Durchführung eines Syſtems dem 
Gouvernement empfehlen. Ich würde daher vorſchlagen, dieſen Paſſus ganz 
fallen zu laſſen. 5 f . 

von Sierſtorpff: Es iſt zu beklagen, daß Noth im Land iſt. Dieſe 
iſt aber für mich eben fo wenig ein Beweis unſerer ſchlechten Handelszuſtände, 
als Zahlen. Beweis find die Handels- und Schifffahrts⸗Verträge der Staa⸗ 
ten ünter einander. Ich bedaure, daß dieſe nicht den Gegnern dieſer Peti⸗ 
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tion vorliegen, um aus ihnen zu erſehen, daß jährlich Millionen unſeres Na⸗ 
tional⸗Vermögens ſchwinden müſſen. Ich verweiſe auf ein Land, welches in 
jüngſter Zeit durch die Prinzipe, welche dieſer Petition zu Grunde liegen, zu 
Reichthum gelangt iſt: auf Belgien. . 
Graf Zieten: Aus eigener bitterer Erfahrung weiß ich, daß unfere Auf⸗ 
erkſamkeit ziemlich ermüdet iſt, ich kann aber unmöglich die Debatte ſich 
chließen laſſen, ohne ein Paar Worte dem Intereſſe der Weber zu widmen. 
Man greift das Steuer⸗Syſtem des Gouvernements unabläſſig und von allen 
Seiten an. Daß die Weber ärmer werden, das gebe ich zu, aber wenn ein 
Grund unter den vielen Gründen ihrer traurigen Verarmung vergeſſen wor⸗ 
den iſt, ſo iſt dies der, daß ſeit mehreren Jahren das Tragen ſo wie der Ver⸗ 
brauch von baumwollenen Waaren unglaublich um ſich gegriffen hat. Dieſen 
1 zu hindern, ihn einzuſchränken, glaube ich, kann durch kein Steuer⸗ 
yſtem, am wenigſten durch das Gouvernement hervorgebracht werden. Ich 
ſtimme dem vollkommen bei, oder vielmehr ich ſtimme entſchieden gegen diefe⸗ 
nigen, welche dem Gouvernement alles Unerfreuliche ſtets und bei allen Ge⸗ 
legenheiten in die Schuhe ſchieben wollen. 

Graf v. Arnim: Die Gründe für und wider in Bezug auf die Schutz⸗ 
zoll⸗ und Frei⸗Handelsſyſteme ſind wohl in ſo ausführlicher Weiſe erörtert, 
daß ich nicht glaube, darauf zurückkommen zu dürfen. Ich halte überhaupt 
nicht dafür, daß in dieſer Beziehung eine Einigung zwiſchen den verſchiedenen 
Verfechtern dieſes oder jenes Syſtems möglich iſt, ich halte vielmehr dafür, 
daß es darauf ankommt, die praktiſchen Reſultate, wie ſie die Anwendung in 
jedem einzelnen Staate hervorgerufen hat, genau ins Auge zu faſſen, ohne 
ſich weiter als durchaus nöthig auf das Feld der Theorie zu begeben. In 
dieſer Beziehung erlaube ich mir darauf hinzuweiſen, daß doch nicht zu ver⸗ 
kennen iſt, wie gerade eine Induſtrie in immer ſteigendem Verhältniſſe bei 
uns zugenommen hat und ſich im höchſten Flor befindet, die in ihrem Auf⸗ 
wachſen von einem Schutzzolle begleitet worden iſt — nämlich die Tuchſabri⸗ 
cation — während diejenigen Induſtrie⸗Zweige, die nicht von einem Schutz⸗ 

zolle begleitet worden ſind, ſich gegenwärtig in einer höchſt peinlichen und 
gedrückten Lage befinden. Dieſe Thatſache läßt ſich nun einmal nicht weg⸗ 
ugnen. Schließlich lenke ich noch die Aufmerkſamkeit auf einen Punkt, deſ⸗ 
ſen Nützlichkeit gewiß von keiner Seite beſtritten wird, und wo alſo eine 
eigentliche Differenz der Anſichten weniger beſteht, ſondern wo es nur darauf 
ankommt, auf alle Weiſe hinzuwirken, daß etwas, welches Alle als nützlich 
anerkennen, gefördert werde, ich meine die Rhederei. Die Rhederei iſt in 
unſeren Oſiſee⸗Provinzen ein fo einflußreicher, wichtiger Gewerbszweig, daß 
es höchlichſt zu bedauern iſt, daß dort, wo alles Wiaterial ſich vorfindet, wo 
eine kräftige, muthige, mit der See vertraute Bevölkerung vorhanden iſt, 
nicht dieſe Art der Gewerbſamkeit in größerer Ausdehnung ſtattfindet; wir 
haben Landestheile, die früher in dieſer Beziehung in einer ſehr glücklichen 
Lage ſich befanden — ich meine Neu⸗Vorpommern; dieſe Provinz kann die 
Zeit nicht vergeſſen, wo die Rhederei in großer Vlüthe, in großer Vollkom⸗ 
menheit in ihr beſtand. In dieſer Beziehung wird gewiß Alles dazu gethan 
werden müflen, um den Erwerbszweig, der auch hier auf naturgemäßem Bo⸗ 
den beſteht, durch angemeſſene Maßregel der Regierung kräftig zu fördern. 
Ob dies geſchehen if, ob ein Differenzialzoll⸗Syſtem oder Schifffahrts⸗Ver⸗ 
Ader dazu führen, iſt eine Frage, die ich noch nicht weiter erörtern will. 
lber wie geſagt, eine Tharſache ii es, daß während wir eine Seeküſte von 
einer bedeutenden Ausdehnung, vortreffliche Häfen, vortreffliche Hölzer, vor⸗ 
treffliche Menſchen zu Matroſen haben, wir Feine Rhederei haben, die ſo fort⸗ 
ſchreitet und ſo ſich geltend macht, wie es wohl für einen Staat wie den un⸗ 
frigen zu wünſchen wäre. 

General-Steuer-Direktor: Wenn der geehrte Redner darauf auf- 
merkſam machte, daß wir keine Rhederei haben, die irgend den Namen ver⸗ 
dient, ſo will ich doch bemerken, daß unſere Rhederei ſeit den letzten Jahren, 
namentlich unſere Rhederei in Vorpommern, ſo vorangeſchritten if, daß wir 
alle Urſache haben, wohl damit zufrieden fein zu können. Unſere Schiffe ge⸗ 
hen nach der Oſtküſte von Afrika, nach China und auf den Wallfiſchfang, 
und es ſteht alſo in der That nicht fo ſchlimm aus, wie der geehrte Redner 
dargethan hat 8 


hat. 8 
Fürſt von Putbus: Ich muß ganz beſtätigen, was der frühece Red⸗ 


ner vor mir angeführt hat. Es werden faſt gar keine Schiffe mehr gebaut. 
Wolgaſt iſt der einzige Ort, der noch einigermaßen Rhederel gehabt hat, aber 
K * 2 auch nicht mehr in dem Maße wie früher. 

rinz Adalbert von Preußen: In Beziehung auf die Rhederei 
von Wolgaſt will ich nur rn — ich Wolgaſt's Schiffe an zwei ſehr 
verſchiedenen Punkten der Erde, zu Bahia und Meffina, getroffen habe. 
Was die Rhederei⸗Verhältniſſe anbetrifft, fo glaube ich, daß namentlich bei 
uns ein großer Mangel an Schiffen beſteht, die für weitere transatlantiſche 
Fahrten gebaut ſind. Der größere Theil unferer Schiffe, namentlich der 
Rhederei von Danzig, iſt ausſchließlich mit dem Getreidehandel beſchäftigt, 
weil ſie zu ſchwer find, um weitere Reiſen zu unternehmen. 

„Finanz ⸗Miniſter: Es iſt in Beziehung auf die Rhederei vorhin an⸗ 
geführt worden, daß ein beſſerer Zuſtand zu wünſchen ſei. Im Allgemeinen 
will ich dem nicht widerſprechen, daß eine größere und gedeihlichere Entwicke⸗ 
lung unſerer Schifffahrt wünſchenswerth fer, und daß man von Staats we⸗ 
gen ſich angelegen ſein laſſe, darauf hinzuwirken; allein daß die Schifffahrt 
in einem ſo ungenügenden Zuſtande ſich befinde, wie er von gewiſſer Seite 
dargeſtellt worden iſt, das kann ich nicht zugeben. Ich bemerke: nach der 
erft kürkac an fgefcitten Liſte pro 1846 zählt Preußen im Ganzen 913 See⸗ 
ſchiffe von 51050 Laſten. Es find im vorigen Jahre überhaupt neu gebaut 
worden: 72 Seeſchiffe von 10,509 Laſten, und hiervon 24 im Regierungs⸗ 
Bezirk Stralſund. 
fähigkeit geſtiegen, in welchem Verhällniſſe, kann ich in dieſem Augenblicke 
nicht genau angeben, da mir die Zahlen nicht ſpeziell zur Hand ſind. Dann 
muß ich noch, was unſere innere Fabrikation angeht, bemerken: es iſt nicht 
die Woll⸗Fabrikation, welche die größten Fortſchritte gemacht hat, ſondern die 
Seiden⸗ und Baumwollen⸗Fabrikation. Es iſt alſo ganz unverkennbar, daß 
die Baumwollen⸗Fabrikation der Leinwand⸗Fabrikat'on nachtheilig geworden 
iſt. Nach außen hat letztere immer einen bedeutenden Schutz gehabt, allein 
ſie hat einen großen Theil ihres Marktes im Innern an die Baumwollen⸗ 
Induſtrie abtreten müſſen. Ich kann übrigens nur widerholen, daß man von 


Im Allgemeinen iſt die Zahl der Schiffe und ihre Trag⸗ 


Seiten des Staates alles Mögliche thun wird, um die Linnen⸗Induſtrie auf⸗ 
recht zu erhalten. A 

Ein Mitglied: Es wird dahin zu wirken fein, den Zoll auf den 
Twiſt wieder herabzuſetzen. 

Referent: Das iſt es, was ich vorgeſchlagen habe. Ich bin der ent⸗ 
ſchiedenen Meinung, daß, wenn nicht ein viel höherer Zoll eingeführt wird, 
mit irgend einem Rückzoll oder einer Ausfuhr-Prämie, die Erhöhung des 
Zolles auf den Twiſt um 1 Rihlr. nur geſchadet hat. Es liegt in den 
Worten des Antrages der Abtheilung, denn wenn geſagt iſt: „daß namentlich 
die durch das vorallegirte Geſetz angeordneten Zoll-Erhöhungen den Webern, 
Druckern und Färbern ſchaden werden, ohne den Spinnereien genügend zu 
nützen,“ ſo iſt das, was verlangt wird, implicirt darin, wenn nämlich die 
hohe Kurie ſich damit einverſtanden erklärt. 

Prinz v. Hohenlohe: Ich glaube, daß, wenn wir uns in ſpezielle 
Zölle einlaſſen, wir nicht heute, aber auch in einem Monat nicht fertig wer⸗ 
deu. Der Antrag könnte darum heißen: „nach Anhörung der Sachverſtän⸗ 
digen,“ und ich bitte zur Abſtimmung zu ſchreiten. 

Marſchall: Wenn in dieſer Beziehung von den Mitgliedern der Ab⸗ 
theilung kein Widerſpruch erhoben wird, ſo kommen wir zur Abſtimmung. 
Sie wird gerichtet ſein auf den Antrag der Abtheilung mit Hinzufügung des 
Vorſchlags des Referenten. 

Referent: Ich habe nur ein Bedenken gegen das Wort „ſobald als 
möglich,“ weil die Regierung nicht in der Lage iſt, nach Belieben darüber 
zu entſcheiden. Es iſt bereits von der Regierung die Erklärung gegeben wor⸗ 
den, daß in dieſem Jahre keine Konferenz mehr ſtattfinden könne. 

Finanz⸗Mintſter: Es kann allerdings in Antrag gebracht werden, 
daß Sachverſtändige unverzüglich einberufen werden, allein ob es thunlich ſein 
wird, eine General⸗Zoll⸗Konferenz noch in dieſem Jahre einzuberufen, iſt eine 
andere Frage. Daß die Sache möglichſt beſchleunigt werden ſoll, will ich 
E ihre Erledigung wird aber in dieſem Jahre nicht mehr mög⸗ 
lich ſein. 

Graf Pork: Ich glaube, daß die Bitte dahin gehen ſollte, daß man 
ſagt: „baldmöglichſt.“ Dieſes Wort drückt den lebhaften Wunſch der Kurie 
aus und ſtellt der Regierung anheim, innerhalb der Grenzen nicht blos der 
phyſiſchen, ſondern auch der politiſchen Möglichkeit zu handeln. 

Graf v. Dyhrn: Es wird blos über die beiden Zeilen als letzter Te⸗ 
nor des Gutachtens nach Anhörung der Sachverſtändigen abgeſtimmt werden. 

Marſchall: Die Frage kann nur gerichtet werben auf den Antrag 
der Abtheilung, und ſie wird zugleich den von dem Referenten gemachten 
Vorschlag mit aufnehmen. Sie wird alſo lauten: Tritt die hohe Verſamm⸗ 
lung dem Antrage der Abtheilung in der von dem Referenten vorgeſchlagenen 
Ausdehnung bei? 

Fürſt v. Lichnowsky: Dieſe Faſſung ſcheint wir vortrefflich. 

Graf v. Arnim: Die Denkſchrift an Se. Königl. Majeftät iſt jedoch 
zunächſt der anderen Kurie vorzulegen. 

Marſchall: Dies liegt ſchon in der Sache, ſo wie auch in dem An⸗ 
trage der Abtheilung. 

Referent: Ich habe in meinem Votum der Abtheilung geſagt: „Sr. 
Majeſtät vorzulegen.“ Das iſt mir monirt worden, und wie ich glaube mit 
Recht. Darum habe ich nun die Faſſung gebraucht: „in geſetzlichem Wege 
Sr. Majeſtät vorzulegen.“ 

Fürſt v. Lichnowsky: Der geſetzliche Weg an Se. Majeftät ift durch 
die zweite Kurie alſo entſprechend. 

Marſchall: Ich wiederhole die vorhin geſtellte Frage, mit dem An⸗ 
fügen, daß diejenigen Mitglieder, welche derſelben nicht beiſtimmen, dies durch 
das Zeichen des Aufſtehens zu erkennen geben wollen. Das Reſultat der Ab⸗ 
fimmung war die Annahme des Antrages der Abtheilung mit der von dem 
Referenten beantragten Ausdehnung, und zwar mit allen gegen 4 Stimmen. 
Da die Zeit ſchon ziemlich vorgerückt iſt, ſo werden die beiden Gegenſtände, 
deren Berathung noch angekündigt war, zur nächſten Sitzung zu verſchieben 
ſein. Dieſe wird morgen, und zwar, damit die Abtheilungen in ihren Ar⸗ 
beiten nicht gehindert fein mögen, um 12 Uhr ſtaltſinden. 

(Die heutige Sitzung wurde um 45 Uhr geſchloſſen.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 19. Mai. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitz des Marſchalls von Rochow 
Vormittags gegen 105 Uhr. Seeretaire find: v. Leipziger und Dittrich. 

Marſchall: Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen. (Der 
Secretair verlieſt daſſelbe.) Findet ſich gegen das Protokoll etwas zu bemer⸗ 
ken? (Pauſe.) Es iſt nichts bemerkt worden, ich erkläre daher das Proto 
koll für genehmigt. 

Abg. Frhr. Hiller v. Gärtringen: Herr Marfhall!. Im Auftrage 
der Abgeordneten der Provinz Poſen erlaube ich mir, an Sie die Bitte zu 
ſtellen, am nächſten Sonnabend und am nächſten Dienſtag keine Sitzung an⸗ 
zuberaumen, zugleich auch vermitteln zu wollen, daß an den genannten Ta⸗ 
gen in der Vereinigten Kurie keine Sitzung ſtattfinden möchte. Die meiften 
Mitglieder haben darauf gerechnet, bis zu Pfingſten ganz oder doch für einige 


Tage heimkehren zu können. Sie haben wichtige Maßregeln zu treffen, be⸗ 


fonders in Beziehung auf den gegenwärtigen Nothſtand, und ſie rechnen um 
fo mehr auf die Gewährung ihrer Bitte, als die Abgeordneten der übrigen 
Provinzen wahrſcheinlich den gleichen Wunſch hegen oder ihm wenigſtens nicht 
entgegengetreten werden. 3 

Marſchall: Hierauf muß ich bemerken, daß es nicht in meiner Be⸗ 
ſugniß liegt, irgend einen Abſchnitt in unſeren Geſchäften eintreten zu laſſen, 
mit Ausnahme desjenigen, der durch die Feiertage oder durch den Mangel 
an Material bedingt iſt. Falls alſo die Abtheilungen, was ich ſehr wünſchen 
muß, fo viel Stoff zu Berathungen liefern werden, daß ich nicht auszuſetzen 
brauche, fo werden nur die Feiertage frei bleiben. Wir belaſſen dieſen Ge⸗ 
genftand und kommen zur Tagesordnung, in Gemäßheit deren wir die geſtern 
abgebrochene Berathung fortſetzen. Ich erſuche den Herrn Referenten, ſeinen 
Platz einzunehmen. Der Herr Abgeordnete v. Breitenbauch wird die Erklä⸗ 
rung auf die Allerhöchſte Propoſition, betreffend die Abſchätzung bäuerlicher 
Grundſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinanderſetzungen über den 
Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers, vortragen. Es iſt zu bemerken, 
daß die Erklärung bereits der Abtheilung vorgelegen hat. 
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Abg. v. Breiten bauch (verliet diefe Erklärng): Zu den Thronesſtu⸗ 
fen Sr. Königl. Majeſtät legen wir den innigſt empfundenen und ehrfurchts⸗ 
vollſten Dank dafür nieder, daß Allerhöchſtdieſelben durch den uns zur Be⸗ 


gutachtung übergebenen Entwurf einer Verordnung, betreffend: die Abſchäz⸗ 


zung bäuerlicher Grundſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinanderſetzun⸗ 
gen über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers, uns ein neues Pfand 
Allerhöchſtihrer unausgeſetzten landesväterlichen Sorge für das glückliche Ge⸗ 
deihen aller Theile der Bevölkerung, jetzt des in unſerer Mitte vertretenen 
Standes der Landgemeinden, verliehen und uns dadurch Gelegenheit gegeben 
haben, unſere Anſichten über die wirklichen Vedürfniſſe dieſes Standes und 
über die beſten Mittel, feine zu gedeihlichem Beſtehen nothwendige freie Ent⸗ 
wickelung zu befördern, auszuſprechen. Druchdrungen von dieſen lebhaften 
Empfindungen des Dankes und der Anerkennung befinden wir uns aber den⸗ 
noch in der Lage, Se. Königl. Majeſtät allerunterthänigſt bitten zu müſſen: den 
fraglichen Geſetz- Entwurf nicht zum Geſetz zu erheben, denn weder für die Verord⸗ 
nung im Allgemeinen, noch für die einzelnen Beſtimmungen derſelben hat ſich bei 
der Berathung im Pleno der Kurie der drei Stände des Vereinigten Land- 
tags eine bemerkenswerthe Majorität erhoben, und namentlich zeigte ſich uns 
ter dem größten Theile der Vertreter der Landgemeinden eine entſchiedene Ab— 
neigung ſowohl gegen den Entwurf, als gegen die im Eingange deſſelben hin- 
geſtellten Motive: „zu Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes 1c.“ Man 
glaubt, daß der Stand der Preußiſchen Landgemeinden in einem fo blühen 
den Zuſtande ſich befinde, daß es zur Erhaltung feiner Kräfligkeit dieſes 
Partikular⸗Geſetzes nicht bedürfe. c 

Marſchall: Findet ſich gegen den Entwurf etwas zu bemerken? 

Abg. Lenſing: Ich habe gegen dieſen Entwurf blos die Bemerkung 
zu machen. Es iſt darin geſagt, daß ſich weder für das Geſetz, noch die ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen deſſelben eine Majorität in der Verſammlung erhoben 
habe. Ich meine, das iſt nicht genug und iſt auch nicht der ſtattgefundenen 
Berathung gemäß. Man kann nicht ſagen, daß für dieſe Beſtimmungen ſich 
keine Majorität erhoben habe, ſondern es muß heißen, daß ſich gegen das 
Geſetz eine beinahe an die Totalität grenzende Majorität erhoben hat. So⸗ 
dann iſt der Ausdruck „blühend“ gebraucht. Es iſt geſagt, daß der Stand 
der Landgemeinden ſo blühend wäre. Ich meine, dieſer Ausdruck könnte leicht 
zu einem Mißverſtändniſſe führen, zu dem Mißverſtändniſſe, als wenn man 
den Stand der Landgemeinden überhaupt auf der blühendſten Stufe gefun- 
den hätte. Die Meinung der Verſammlung iſt wohl nicht dieſe geweſen, 
ſondern die, daß der Stand der Landgemeinden, der in Folge der Freiheit, 
die ihm geworden, ſich erkräftigt hat und ſich ferner kräftig fortentwickeln 
wird. Ich bin alſo dafür, daß das Wort „blühend“ geſtrichen werde. 

Eine Stimme: Ich glaube, daß der ſämmliche Stand der Landge⸗ 
meinden wird dem eben Geſagten aus vollem Herzen beiſtimmen. 

Referent v. Breitenbauch: Meine Herren, ich bin ſehr erbötig, an— 
ſtatt der bemerkenswerthen Majorität zu ſagen: gar keine Majorität, und 
anftatt des Ausdrucks blühend das Wort kräftig zu nehmen. Uebrigens bez 
zieht ſich das allerdings auch blos darauf, daß eben wegen dieſer Blüthe oder 
Kräftigkeit ein Partikulargeſetz nicht nothwendig wäre, denn der Satz heißt: 
„Man glaubt, daß der Stand der Preußiſchen Landgemeinden in einem ſo 
kräftigen Zuſtande ſich befinde, daß es zur Erhaltung feiner Kräftigkeit kei⸗ 
ner Partikulargeſetze bedürfe.“ Weiter iſt nichts geſagt. 

Eine Stimme: Wir haben gebeten, daß man z. B. eine Kredit-An⸗ 
ſtalt geben und auch am Ende eine Erleichterung in" manchen anderen Be— 
ziehungen eintreten laſſen möge; aber wir wollten nicht durch dieſes Geſetz 
einen kräftigen Bauernſtand beſchränken. 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete Lenſing hat ſeinen Vorſchlag for— 
mulirt und wird die Faſſung vorleſen. 

Abg. Lenſing: Die Faſſung, daß ſich gegen das Geſetz weder in ſei⸗ 
nen einzelnen Beſtimmungen, noch im Allgemeinen, eine Majorität erhoben 
hat, mochte ich geſtrichen wiſſen und an deren Stelle geſetzt ſehen: „indem 
das Geſetz ſowohl in ſeinen allgemeinen als beſonderen Veſtimmungen mit 
entſchiedener Majorität abgelehnt worden iſt.“ g 

Marſchall: Das wäre der erſte Vorſchlag. Findet er Beifall? 
(Stimmen: Ja, Ja!) Iſt dagegen nichts zu erinnern? (Stimmen: Nein, 
nein!) Dann wird er an die Stelle treten. ; 

Abg. Lenſing: Was den zweiten Ausdruck eines blühenden Bauern- 
ſtandes betrifft, ſo möchte ich ihn blos dahin abgeändert ſehen, daß es hieße: 


vin einem ſolchen Zuſtande“, ſtatt: in einem blühenden Zuſtande. 


Marſchall: Ich frage die Verſammlung, ob die von dem Herrn Ab⸗ 
geordneten Lenſing vorgeſchlagene Faſſung Beifall findet? 

Eine Stimme: Ich bitte ſie im Zuſammenhang zu verleſen. 

Marſchall: Der Referent wird jetzt den Vorſchlag verleſen. 

Referent v. Breitenbauch: Man glaubt, daß der Stand der Preu⸗ 
ßiſchen Landgemeinden in einem ſolchen Zuſtande ſich befinde, daß ts zur Er- 
haltung ſeiner Kräftigkeit keiner Partikular-Geſetze bedürfe. 

Abg. Neumann: Ich würde blos noch den Zuſatz vorſchlagen: weil 
man in dieſem Partikulargeſetze gerade eine Beſchränkung in der Freiheit des 
Verkehrs mit den Bauer-Grundſtücken erblickt habe. 

Marſchall: Die Faſſung wird nochmals im Zuſammenhange verleſen 
werden, dann werde ich fragen, ob ſie ſo angenommen wird. Wir müſſen 
zu einem Beſchluß kommen. 

Referent v. Breitenbauch trägt die reformirte Erklärung im Zuſam⸗ 
menhange vor. 

Marſchall: Ich ſtelle die Frage und bitte diejenigen, welche für dieſe 
Faſſung find, aufzustehen. Die Faſſung iſt mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. Wir fahren nun fort in der Tagesordnung. 

Referent von der Heydt: Wir ſind geſtern bis zu dem Hauptpunkte 
gekommen, bei welchem wir jetzt fortfahren. „Eine andere Beeinträchtigung 
des Petitionsrechts iſt in den Beſtimmungen des F. 19. der Verordnung über 
die Bildung des Vereinigten Landtags gefunden worden, wonach derſelbe mit 
den Kreisſtänden, Gemeinden und anderen Körperſchaften, ſo wie mit den in 
ihm vertretenen Ständen und einzelnen Perſonen in keinerlei Geſchäfts-Ver⸗ 
bindung ſtehen und dieſe den Abgeordneten weder Inſtruktionen noch Aufträge 
ertheilen ſollen, während in den Geſetzen über die Anordnung von Provin⸗ 
zial⸗Ständen den einzelnen Ständen ausdrücklich die Befugniß eingeräumt 
iſt, die Abgeordneten zu beauftragen, Bitten und Veſchwerden anzubringen. 


Es wird von Seiten des Petenten angeführt, daß nach allgemeinen Rechts⸗ 
begriffen kein Grund dafür aufzufinden ſei, daß den Kommittenten die ſeit ſo 
vielen Jahren ausgeübte Befugniß entzogen werden ſolle, Anträge auch in 
allgemeinen Landesangelegenheiten, dadurch, daß dieſe ferner nicht mehr an 
den Provinzial-⸗Landtagen berathen werden ſollen, an die ſtändiſche Verſamm⸗ 
lung ſelbſt zu berichten. Die allgemeinen Angelegenheiten ſtänden mit den 
provinziellen und perſönlichen Intereſſen und Verhältniſſen auf gleiche Weiſe 
in Berührung, daher erſcheine jene Beſtimmung als eine Verkümmerung un⸗ 
ſerer ſtändiſchen Inſtitutionen, welche den. Kommittenten jede billige Anſprache 
und Mitwirkung bei ſo weſentlichen Dingen gänzlich abſchneide und den Ab⸗ 
geordneten die Eigenſchaft als Organe der Stände nehme. Die Provinzial⸗ 
Stände könnten von den ihnen bis dahin zugeſtandenen Rechten nur diejenis 
gen verlieren, welche ſie bis zum Zuſammentritt von Reichsſtänden proviſo⸗ 
riſch ausgeübt hätten, und die in Folge deſſen fetzt der Vereinigte Landtag 
erhalten habe. Kein ſtändiſches Recht dürfe auf dem Wege von einem zum 
anderen verloren gehen, und doch ſei dies in dem betreffenden Falle geſchehen. 
Es ſei auf dieſe Weiſe eines der wichtigſten Rechte auf einſeitigem, ungeſetz⸗ 
lichem Wege, nämlich ohne ſtändiſchen Beirath, den Ständen wie dem Lande 
entzogen worden. Nach den älteren Veſtimmungen und Verordnungen über 
das ſtändiſche Weſen ſei das Petitionsrecht durchweg als eine der urſprüng⸗ 
lichſten und unantaſtbarſten Befugniffe ausgegeben, und dieſes Recht habe 
durch den Gebrauch und die bisherige Ausübung ſchon zu tiefe Wurzel ges 


ſchlagen, um nicht das bisherige Petitionsrecht für den Vereinigten Landtag 


zu beanſpruchen. Auf indirektem Wege werde doch dieſe VBeſchränkung ums 
gangen, allein beſſer ſei es auch, formell ein Recht zu gewähren, deſſen that⸗ 
ſächliche Ausübung in einer andern Form doch nicht zu hindern ſei. Der ge⸗ 
gen große Volks⸗Verſammlungen in aufgeregter Zeit gerichtete Bundesbeſchluß 
vom 5. Juni 1832. ſei fpäter in etwas kühner Weiſe dahin interpretirt wor⸗ 
den, daß friedliche Bürger nicht einmal ohne Erlaubniß der Polizei in einem 
Lokale zuſammentreten dürften, um ſich über eine Petition an Königl. Be⸗ 
hörden oder ſtändiſche Korporationen zu berathen. Auch habe die Polizei, 
ohne daß konſtire, auf welche geſetzliche Beſtimmung hin, das Unterſchreiben 
ſolcher Petitionen mehrfach zu hindern geſucht. Bei der Berathung in der 
Abtheilung kam es zur Sprache, daß in mehreren Fällen, wo ſtädtiſche oder 
andere Korporationen es für angemeſſen erachtet hätten, die Abgeordneten 
zum gegenwärtigen Landtage über ihre Wünſche und Vedürfniſſe aufzuklären, 
die Staats-Regierung dieſes Verfahren auf Grund der Verordnung vom 3. 
Februar c. als durchaus unſtatthaft verwieſen habe. Eine fo ſtrenge Ausle⸗ 
gung und Handhabung dieſer Veſtimmung erſchien der Abtheilung zur För⸗ 
derung des Geſammtwohls keinesweges erſprießlich, vielmehr war ſie der Mei⸗ 
nung, daß es für die Kommittenten wie für die Abgeordneten gleich wün⸗ 
ſchenswerth erſcheine, die Letzteren über etwa beſtehende Wünſche und Beein⸗ 
trächtigungen möglichſt aufzuklären, um ſie dadurch zur Vertretung der Inter⸗ 
eſſen der Kommittenten in Stand zu ſetzen Die Abtheilung nahm zwar An⸗ 
ſtand, ehe über den Geſchäftsgang bei dem Vereinigten Landtage weitere Er⸗ 
fahrungen geſammelt ſeien, ſo wie auch mit Rückſicht auf die beſchränkte 
Dauer des Landtags, die direkte Anbringung von Petitionen einzelner Kor⸗ 
porationen und Individuen aus allen Theilen der Monarchie zu bevorwor— 
ten, oder der Ertheilung bindender Aufträge das Wort zu reden. Dagegen 
beſchloß fie einſtimmig, dem hohen Landtage vorzuſchlagen: Se. Majeſtät zu 
bitten, den §. 19. der Verordung vom 3. Februar c. dahin abzuändern, daß 
eine ungehinderte und freie Kommunikation zwiſchen den Landtags-Abgeord⸗ 
neten und ihren Vertretenen ſtattfinden dürfe, zu dem Vehuf, daß Letztere 
den Erſteren ihre Wünſche zu erkennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge 
ertheilen zu dürfen. Den weiter gehenden Antrag des Abg. Hanſemann, in⸗ 
ſofern derſelbe auf Zulaſſung von Volks-Verſammlungen hinzielt, fand die 
Abtheilung zur Bevorwortung keineswegs geeignet.“ 

Landtags Kommiſſar; Bei der Eröffnung der Diskuſſton über dies 
ſen Gegenſtand glaube ich zuvörderſt die Verſicherung geben zu müſſen, daß 
es auch nicht im entfernteſten in der Abſicht der Verwaltung gelegen hat, 


durch die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. das Petitionsrecht, ſo weit es 


bis dahin den Provinzial⸗Ständen zuftand, zu berühren oder gar zu beſchrän⸗ 
ken. Es iſt bei dieſer Geſetzgebung als ein durchaus ſtrenger Grundfag ange⸗ 
ſehen und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen danach verfahren worden, daß 
die ſtändiſchen Provinzialgeſetze überhaupt keine andere Aenderung erleiden 
dürften, als diejenige, welche ſich auf die den Provinzial⸗Ständen nur pro⸗ 
viforifc übertragene Vefugniß bezöge, indem dieſe proviſoriſche Befugniß 
allerdings durch die Gefeggebung vom 3. Februar als erloſchen angeſehen 
werden müßte. So iſt es auch in Beziehung auf das Petitionsrecht gehalten. 
Das allgemeine ſtändiſche Geſetz ſchreibt bekanntlich vor: „Vitten und Bes 
ſchwerden, welche auf das ſpezielle Wohl und Intereſſe der ganzen Provinz 
oder eines Theils derſelben Beziehung haben, werden Wir von den Provin⸗ 
zialſtänden annehmen, ſolche prüfen und ſie darauf beſcheiden.“ Das Spe⸗ 
zialgeſetz beſtimmt: „die einzelnen Stände können ihren Abgeordneten keine 
bindenden Inſtruktionen ertheilen; es ſteht ihnen aber frei, fie zu beauftragen, 
Bitten und Beſchwerden anzubringen.“ Eine unmittelbare Folge der Kombi⸗ 
nation dieſer Beſtimmungen iſt offenbar die, daß die Bitten und Beſchwerden, 
mit welchen die Allgeordneten beantragt werden können, keine anderen find, 
als diejenigen, welche der Provinzial-Landtag überhaupt anzubringen be⸗ 
fugt iſt, nämlich Bitten und Beſchwerden, welche ſich auf die einzelnen Pro⸗ 
vinzen beziehen. Da aber das Geſetz vom 3. Februar d. J. Bitten und Bes 
ſchwerden, welche blos die einzelnen Provinzen betreffen, den Provinzialſtän⸗ 
den überweiſt, ſo geht daraus aufs vollſtändigſte hervor, daß das bis dahin 
beſtehende Petitionsrecht durch die neuere Geſetzgebung nicht um einen Hauch 
geſchmälert oder auch nur berührt worden iſt. Sollte eine andere Interpreta⸗ 
tion ftattfinden können, fo würde es nicht diejenige fein, welche dem Geſetz⸗ 
geber dabei vorgeſchwebt hat. Eine Vertheidigung des neuen Geſetzes in Be⸗ 
ziehung auf den Umfang der durch dieſelbe gewährten neuen Befugniſſe liegt 
nicht in meiner Abſicht. Wenn aber die Abtheilung den Antrag dahin geſtellt 
hat: daß Se. Majeſtät gebeten werden moge, „den F. 19. der Verordnung 
vom 3. Februar c. dahin abzuändern, daß eine ungehinderte und freie Kom- 
munikation zwiſchen den Landtags⸗Abgeordneten und ihren Vertretenen ſtatt⸗ 
finden dürfe, zu dem Behuf, daß Lestere den Erſteren ihre Wünſche zu ers 
kennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge ertheilen zu dürfen“; ſo glaube 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
ich, daß es eines ſolchen Antrages nicht bedarf, weil in dem Geſez vom 3. 
Februar dieſe Art der Kommunikation durchaus nicht verboten iſt. Im §. 19 
heißt es: „Der Vereinigte Landtag ſteht mit den Kreisſtänden, Gemeinden 
und anderen Körperſchaften, ſo wie mit den in ihm vertretenen Ständen und 
einzelnen Perſonen, in keinerlei Geſchäfts-Verbindung, und dürfen dieſelben 
den Abgeordneten weder Inſtruktionen noch Aufträge ertheilen.“ Die ganz 
analoge Vorſchrift befindet ſich in der Provinzial⸗Geſetzgebung. Das Recht, 
bindende Aufträge zu ertheilen, will auch die Abtheilung den Kommittenten 
nicht zuweiſen, wie es ſich auch wohl von ſelbſt verſteht, daß die Mitglieder 
der hohen Verſammlung keine bindende Inſtructionen annehmen können. Die 
Verbindung zwiſchen den Wählern und Gewählten aber, die Freiheit der 
Wähler, den Abgeordneten ihre Wünſche auszuſprechen, Beides iſt durch den 
Paragraphen des Geſetzes nicht ausgeſchloſſen Auch hat es nicht in der Abſicht 
des Gouvernements gelegen, dieſe Freiheiten auszuſchließen oder zu ſchmälern. 
Abg. Zimmermann aus Spandau: Zu meiner Freude habe ich eben 
gehört, daß der weſentlichſte Theil desjenigen Vortrags, den ich beabſichtigte, 
durch die Erklärung des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius feine Erledigung ges 
funden hat. Mein Amendement geht dahin, die Ss 19 und 20 in einen 
zuſammenzufaſſen, wörtlich: „Der Vereinigte Landtag ſteht mit den Kreis⸗ 
ſtänden, Gemeinden und anderen Körperſchaften in keinerlei Geſchäfts⸗Ver⸗ 
bindung und dürfen dieſelben den Abgeordneten weder Inſtruktionen noch Auf⸗ 
träge ertheilen.“ Der weſentliche Unterſchied von dem, was im Geſetze aus⸗ 
geſprochen iſt, und dem, was ich vorſchlage, liegt in den Worten: „und kön⸗ 
nen dieſelben zwar Bitten und Beſchwerden durch die Abgeordneten einrei⸗ 
chen.“ Ausdrücklich finde ich dieſe Befugniß im Geſetze nicht ausgeſprochen, 
und wenn ich aus der Aeußerung des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius nun 
entnommen habe, daß dieſe Befugniß doch im Geſetze zu finden ſei, ſo würde 
ich an und für ſich meinen Haupt-⸗Antrag dadurch für erledigt halten; inſo⸗ 
ſern aber dieſe Auslegung doch Zweifel übrig laſſen könnte, halte ich meinen 
Antrag auch jetzt noch gerechtfertigt. Um mich jedes Zweifels zu überheben, 
erlaube ich mir nochmals die Anfrage an den Herrn Landtags⸗Kommiſſar, ob 
meine Anſicht richtig iſt. s 
Landtags-Kommiſſar: Darauf muß ich antworten, daß keineswe⸗ 
ges die Anſicht der Regierung dahin gegangen iſt, daß Bitten und Beſchwer⸗ 
den von Corporationen oder Einzelnen durch die Landtags⸗Mitglieder an den 
Landtag befördert werden ſollen. Ich habe geſagt, daß die Communication 
zwiſchen den Sandtags- Mitgliedern und ihren Kommittenten durchaus nicht 
beſchränkt fei, daß alſo den Mitgliedern der hohen Verſammlung völlig frei⸗ 
ſtehe, ſich aufzuklären über die Bitten, Wünſche und Vedürfniſſe ihrer Kom⸗ 
mittenten, daß aber dieſe Kommittenten durch die Landtags-Mittglieder Bit⸗ 
ten und Beſchwerden an den Landtag gelangen laſſen könnten, habe ich wes 
der geſagt, noch liegt dies in der Intenſion des Geſetzes. Die Intenſton des 
Geſetzes ift keine andere, als daß nur Mitglieder des Landtags dergleichen 
Bitten und Beſchwerden vortragen können. Wenn demnach ſolche Bitten 
von den Kommittenten an einen Deputirten gelangen, fo hat der Deputirte 
zu prüfen, ob fie feiner Ueberzeugung entſprechen, und fie dann, zu den ſei⸗ 
nigen gemacht, dem hohen Landtage vorzutragen; wenn er das aber nicht 
kann, ſo bleibt ihm nach der jetzigen ſtändiſchen Geſetzgebung nichts Anderes 
übrig, als ſie zurückzugeben oder auf ſich beruhen zu laſſen. So iſt die An⸗ 
ſicht der Regierung nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung. Ueber 
die Wünſche einer Abänderung derſelben habe ich mich hier nicht zu äußern. 
Abg. Zimmermann aus Spandau: Nunmehr muß ich mein Bedauern 
ausſprechen, daß ich mit der Anſicht des Herrn Landtags-Kommiſſars nicht 
vollkommen übereinſtimme. Ich divergire von derſelben inſofern, als, wenn 
der Abgeordnete nach ſeiner individuellen Ueberzeugung die Petition nicht zum 
Vortrage an die hohe Verſammlung geeignet findet, er berechtigt ſein ſoll, 
fie ſofort zurückzuweiſen. Dies habe ich jetzt aus dem Munde des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars unzweifelhaft vernommen, und das iſt der Punkt, den 
ich zum Gegenſtande meines Vortrages machen muß. Ich finde zunächſt darin 
allerdings eine Beſchränkung des Petitionsrechts. Es ift beſtimmt, daß der 
Vereinigte Landtag in keinerlei Geſchäftsverbindung ſtehe mit den Wählern 
u. ſ. w., es iſt aber nicht hinzugeſetzt, daß dies auch nicht bei den einzelnen 
Mitgliedern der Fall ſei. Indeſſen nehme ich an, daß dies nur eine Unge⸗ 
nauigkeit des Ausdrucks iſt, und ich trete darin vollkommen den Grundlagen 
des Geſetzes bei, daß eine Geſchäſts-Verbindung zwiſchen dem Vereinigten 
Landtage und deſſen einzelnen Mitgliedern mit den einzelnen Corporationen 
oder Bittſtellern nicht ſtatthaft iſt. Es würde dadurch die Thätigkeit des Ab⸗ 
eordneten eine Beſchränkung erleiden, die feiner Ueberzeugung nachtheilig 
ſein könnte. Eben ſo finde ich die Vorſchrift vollkommen angemeſſen, daß 
keinem Abgeordneten bindende Aufträge ertheilt werden können. Ich erinnere 
hierbei nur an den einzelnen Fall, der ohne Zweifel möglich iſt, daß ihm von 
einer Seite her ein Auftrag zukommen kann, dem ein zweiter Auftrag von 
einer anderen Seite her völlig entgegen iſt, es wäre widerſinnig, anzunehmen, 
daß ſolche Anträge für die ſubjektive Ueberzeugung des Abgeordneten bindend 
ſein ſollten. Dagegen glaube ich, daß dem einzelnen Abgeordneten nicht ein 
ſo großes Recht eingeräumt werden kann, daß er befugt wäre, einzelne Pe⸗ 
tionen aus ſeinem individuellen Standpunkte abzuweiſen. Stimmen fie mit 
Can, Ueberzengung nicht überein, ſo hat er gerade hier, in dem Vereinigten 
muß tage, den rt, wo er ſeine Ueberzeugung pflichtmäßig geltend machen 
laſſen er darf ſich nicht durch die Anſicht einer einzelnen Petition beherrſchen 
Aer darf keine Rückſichten nehmen, ſondern fell nach pflichtmäßiger 
u efhnikks ng das Für und Wider ausſprechen. Aber daß damit das Recht 
abg en werden ſoll, daß Andere Petitionen einbringen, die nicht mit 
der 110% eines ſpeziellen Abgeordneten zuſammenſtimmen, das kann ich 
nicht alfanbtrtigt halten. Ich bin daher der Anſicht, daß mein Amendement 
ee ig begründet flehen bleibt, welches ich mir daher zu wiederholen 
* dt - 
d uf Ac Marſchall: Bevor das Amendement weiter zur Erörterung 
tom apgeordnete fragen, ob es Unterſtützung findet. Es geht dahin: daß 
jeder Aud Beſchwaaicht allein beſugt, ſondern auch verpflichtet fein ſoll, jede 
Due wicht!) Allede an den Landtag zu bringen (Es rufen viele Stimmen: 
ob es ſo a 5 iſt es: Jede. Ich frage den Herrn Abgeord⸗ 
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Abg. Zimmermann aus Spandau: Befugt iſt ſchon jetzt jeder Ab⸗ 
geordneter dazu, aber er muß dazu auch verpflichtet ſein; es darf Niemanden 
das Recht beſchränkt werden, gehört zu werden. 

Marſchall: Unterſtützt alfo die Verſammlung dieſen Antrag. (Es ges 
ſchieht hinlänglich.) Der Herr Referent hat das Wort. 

Referent von der Heydt: Was das Amendement betrifft, daß die Ab— 
geordneten nicht blos berechtigt, ſondern auch verpflichtet ſein möchten, die 
Wünſche, die ihnen vorgetragen werden, bei dem Landtage anzubringen, ſo 
ſtimme ich dem gern bei, denn ich halte es von großem Intereſſe, daß der 
Vereinigte Landtag erfahre, welche Wünſche in Landes-Angelegenheiten vor— 
handen ſind. 

Abg. von Byla: Die Abtheilung ſchlägt vor, Se. Majeſtät zu bitten, 
daß eine ungehinderte und freie Communication zwiſchen den Landtags-Ab⸗ 
geordneten und ihren Vertretenen ſtattfinden dürfe; dabei bemerkt jedoch die 
Abtheilung, bindende Aufträge dürften die Vertretenen den Abgeordne— 
ten nicht ertheilen. Vollkommen theile ich dieſe Anficht, denn auch ich wünſche 
nur, die vollſtändigſte Freiheit den Vertretenen zu erhalten. Ich kann mich 
aber damit nur nicht einverſtanden erklären, daß im Weſentlichen eine Ver⸗ 
ſchiedenheit zwiſchen §. 19 und dem Vorſchlage der Abtheilung exiſtirt, und 
inſofern würde mein Antrag dahtn gehen, es bei der Beſtimmung des §. 19 
unbedingt zu laſſen. 

Abg. Winzler: Der Herr Königliche Regierungs-Kommiſſar hat zwar 
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mehrerer Geſetze herausdeduzirt, daß in dem §. 19 des Geſetzes vom 3. Fe⸗ 
bruar eigeutlich die Hemmung nicht ſtände, die wir deutlich ea 
haben. Ich freue mich darüber, daß dem ſo iſt. Um ſo dringender, glaube 
ich, muß ich aber in meiner Stellung als Abgeordneter darauf beſtehen, daß 
auch die Perſonen, die mit einer ſolchen Gabe, einem ſolchen Scharfſinn, wie 
der Herr Regierungs-Kommiſſar, nicht verſehen ſind, dennoch wiſſen, was in 
dem §. 19 ſteht. Ich glaube, die darin enthaltenen Beſtimmungen ſind 
gerade für diejenigen Abgeordneten hemmend, die nicht in ihrem eigenen, 
ſondern in dem Rechte ihrer Kommittenten hier ſtehen. Ein ſolches Recht 
giebt mir nun nicht blos meine allgemeine Verpflichtung, nämlich die, nach 
meinen beſten Kräften, Wiſſen und Vermögen, das Wohl der Geſammtheit 
des Staates zu fördern, dafür zu wirken, ſondern es giebt einem kollektiv 
Gewählten eine beſondere ſpezielle Pflicht, nämlich die, nach den Wünſchen 
und Aufträgen ſeiner Kommittenten dieſes Recht auszuüben. Wie ſoll der 
Abgeordnete aber ein ſolches Vertrauen rechtfertigen können, wie ſoll er dieſe 
Pflicht üben können, wenn ihm das Geſetz die Verbindung mit ſeinen Kom⸗ 
mittenten verbietet? Meine Pflicht glaube ich aber nicht ausreichend üben 
zu können, ſo lange das Recht meiner Kommittenten nicht auf die klarſte 
Weiſe feſtſteht. Ich glaube aber, daß die Beſtimmungen des §. 19 noch in 
anderer, in viel größerer und bedeutenderer Beziehung ſchädlich werden können. 
Ich glaube, ſie treten dem kaum im Volke erwachten politiſchen Leben und 
Bewußtſein hemmend entgegen. In einer Verfaſſung, die, wie die unfrige, 
kaum ihren Weg begonnen, die noch weit bis zu ihrem Ziele hat, bedarf es 
aber zu ihrer volligen Ausbildung dieſes politiſchen Bewußtſeins und Regens 
im Volke. Eine ſolche nützende und nöthige politiſche Regung kann nur 
hervorgerufen werden, wenn die geſetzliche Freiheit feſtſteht. Ich muß alſo 
aus vollſter Ueberzeugung nach langjähriger Erfahrung bitten, daß die An⸗ 
träge der Deputation von der Verſammlung adoptirt und angenommen wer⸗ 
den mögen, damit nicht mehr Befugniß bleibt, was uns Allen ein Recht und 
eine Pflicht ſein muß. 

Ag Hanſewann: Alle unſere ſtändiſchen Einrichtungen, auch unfer 
Zuſammenſein hier, haben keinen anderen Zweck, als eine Vereinigung der 
Anſichten der Regierung mit denen der Nation herbeizuführen, denn auf dies 
fer Vereinigung der Anſichten ruht die Stärke der Regierung. Ich meines 
theils habe alſo gegen das Amendement des Herrn Abgeordneten Zimmermann 
nichts einzuwenden. Ich erlaube mir nun, auf den von mir geſtellten Antrag 
zurückzukommen. Dieſer Antrag lautet: „daß allen Klaſſen der Nation ge⸗ 
ſtattet werde, Petitionen an die Stände zu bringen.“ Die Petition des Ab⸗ 
geordneten von Saucken (Tarputſchen) geht dahin: „daß allen Provinzial⸗ 
Landtagen das Petitionsrecht in dem bisher ausgeübten Umfange unverküm⸗ 
mert gelaſſen werde.“ Die Abtheilung hat ſich dieſem Antrage nicht ange⸗ 
ſchloſſen, weil ſie darin das Prinzip großer Volksvereinigungen erblickt hat. 
Es iſt nun gerade mein Antrag auf das Gegentheil gerichtet geweſen. Un⸗ 
ſere Zuſtände ſind noch nicht ſo weit, um dergleichen große Volks⸗Verſamm⸗ 
lungen als Regel zu adoptiren; ich halte es aber für nothwendig, daß auch 
diejenigen, welche nicht Wähler ſind und nicht einem hier vertretenen Stande 
angehören, das Recht haben, ihre Anſichten und Bitten vorzutragen und 
vorgängig dieſe Bitten berathen zu dürfen. Dieſes Recht nun, was ich den 
nicht vertretenen Klaſſen einräumen würde, halte ich für ein ſehr konſervati⸗ 
ves Prinzip. (Gelächter.) Es iſt da, wo dies Recht ausgeübt werden kann, 
die Folge davon, daß der Fortſchritt in der Verfaſſung, wie in der Geſetzge⸗ 
bung, in ruhiger Weiſe vor ſich geht Sehen Sie in dieſer Beziehung auf 
England. Ich bitte Sie daher, meinen Vorſchlag in Erwägung zu ziehen; 
wird er nicht angenommen, fo ſtimme ich demjenigen Amendement bei, wels 
ches der Abgeordnete Zimmermann geſtellt hat, und event. zuletzt dem Vor⸗ 
ſchlage der Abtheilung. 

Abg. v. Vardeleben: Ich halte das Petitionsrecht ſeitens des Landes 
für äußerſt wichtig, es bildet ein weſentliches Band zwiſchen dem Lande und 
feinen Vertretern, indem es allein oder doch vorzugsweiſe das Mittel dar— 
bietet, die Wünſche und Bedürfniſſe des Landes kundzugeben. Meine Herren! 
es giebt einen ſchönen Wahlſpruch, der vielleicht nicht bei Allen Anklang fin⸗ 
den wird; aber ich bekenne mich zu dieſem Wahlſpruch. Es iſt der Wahl⸗ 
ſpruch, der eben ſowohl im Intereſſe der Krone als des Landes iſt, ich möchte 
ſagen, dieſer Wahlſpruch beruht auf dem Ausſpruch des großen Königs 
Friedrich II., nämlich, daß die Regierung um des Volkes willen da ſei und 
nicht das Volk um der Regierung willen (es wird durch einander geziſcht 
und Bravo gerufen) und daß alle Intereſſen innig verſchmelzen Der Wahl⸗ 
ſpruch, zu dem ich mich bekenne, iſt: Alles für das Volk und Alles durch 
das Volk; daher ſtimme ich für das unbedingte Petitionsrecht ſeitens des 
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denjenigen der Herren Nedner einverſtanden erklären, welche gegen das Gut⸗ 
achten der Abtheilung ſprechen; im Gegentheil iſt es mir eine hohe Genug⸗ 
thuung, daß an dem heutigen Tage die Anträge, welche ich auf der vierten 
Sächſtſchen Provinzial-Ständeverſammlung nur mit wenigem Erfolge ange—⸗ 
bracht habe, heute zu der gebührenden Geltung gelangen. Ich meine die An⸗ 
träge auf Wahrung der Rechte unſerer Kommittenten und auf Feſtſtellung 
unſerer Pflichten als Abgeordnete gegen dieſe. In finde die Rechte unſerer 
Kommittenten keinesweges in der erwähnten Geſetzesſtelle gewahrt, und ſind 
unſere Verpflichtungen gegen fie als Abgeordnete keinesweges in irgend ge= 
nügender Weiſe bezeichnet. Auch die Erläuterungen, welche der Herr Land- 
tags⸗Kommiſſar gegeben, können mich nicht befriedigen. Die Wahrung der 
Rechte unſerer Kommittenten finde ich lediglich und allein in der Combina⸗ 
tion der Anträge der Abtheilung und des Herrn Dr Zimmermann. Ich er— 
kläre mich alſo in dieſem Maße für beide. 

Abg. Zimmermann aus Spandau: Ich habe mir aber ferner erlaubt, 
vorzuſchlagen, daß jedem Einzelnen geſtattet ſein ſoll, durch Vermittelung 
eines Abgeordneten ſich mit einer Petition an die Verſammlung zu wenden, 

lediglich im Gegenſatze deſſen, daß nicht Jemand ſeinen Antrag an die ganze 
Verſammlung richte. In der Vermittelung des Landtags-Abgeordneten finde 
ich das Medium, unbegründete Bitten und Beſchwerden zurückzuhalten, in⸗ 
ſofern es der Einſicht des einzelnen Abgeordneten gelingen wird, augenfällig, 
unſtatthafte Anträge durch angemeſſene Belehrung des Petenten fern zu hal— 
ten, da ich annehmen zu können glaube, daß in der Regel eine richtige Wür⸗ 
digung durch den Abgeordneten erfolgen wird, und Niemand, dem eine un⸗ 
begründete Beſchwerde zukommt, wird ſich entbrechen, ſolche unbegründete 
Petitionen möglichſt abzuwehren, wenn er vorausſieht, daß fie keine Folge 
haben können. Wenn gegen die Verpflichtung, eine Petition anzunehmen, 
ferner angeführt worden iſt, daß wir viele Beſchwerden bekommen würden, 
ſo bedaure ich dies. Wenn ich annehmen dürfte, daß es der Fall ſein würde, 
ſo würde ich mich doppelt veranlaßt fühlen, mein Amendement zu vertheidi⸗ 
gen. Ich bin aber gerade der Anſicht, daß man ſo viele Veſchwerden nicht 
zu fürchten hat; wo dergleichen aber vorhanden find, laſſen Sie uns ja nicht 
dazu mitwirken, ſie zu unterdrücken! Wenn ich meinen Antrag weiter befür⸗ 
worte, ſo muß ich noch auf ein anderes Verhältniß aufmerkſam machen. Ich 
bin der Anſicht, daß durch die vollſtändige Veröffentlichung aller unſerer Wer- 
handlungen dem Petitionsrecht eine fichere Schranke geſetzt if. Jede hier 
eingereichte Petition wird durch die ſtenographiſchen Berichte einer öffentlichen 
Kritik anheimgegeben. Jeder, der eine Petition übergeben will, wird ſich 
meines Erachtens auch aus dieſem Grunde prüfen, ob dieſelbe zur Verhand— 
lung im Vereinigten Landtage geeignet iſt. Wenn aber im Allgemeinen doch 
die Beſorgniß Geltung gefunden hat, daß der allgemeine Gebrauch des Pe⸗ 
titionsrechtes möglicherweiſe zu einem ſo großen Umfang der Geſchäfte führen 
möchte, wie es für die hohe Verſammlung nicht wünſchenswerth und für ihre 
Zwecke nicht angemeſſen ſein dürfte, ſo erlaube ich mir zu meinem eigenen 
Amendement einen Vermittelungs-Vorſchlag dahin, daß wenigſtens die Kom- 
mittenten befugt erachtet werden mögen, Anträge an die Verſammlung durch 
Vermittelung der Abgeordneten einreichen zu können. Denn auch inſofern 
iſt nach meiner Anſicht allerdings eine Verſchiedenheit zwiſchen der Provin⸗ 
zial⸗Geſetzgebung und der gegenwärtigen vorhanden. Die Provinzial-Geſetz⸗ 
gebung beſtimmt ausdrücklich: die einzelnen Stände können ihren Abgeordne> 
ten keine Inſtruction ertheilen; aber es ſteht ihnen frei, ſie zu beauftragen, 
Bitten und Beſchwerden beim Landtage anzubringen. Dagegen fagt das Ge⸗ 
ſetz in Bezug auf den gegenwärtig Vereinigten Landtag: Bitten und Bes 
ſchwerden von Anderen als Abgeordneten können nicht zugelaſſen werden. 
In dieſen Beſtimmungen finde ich eine augenſcheinliche Differenz, weshalb 
ich meinen Antrag wiederhole. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich habe nur eine kleine Bemerkung vorzu— 
tragen. Wenn ich nämlich den Sinn dieſer Petition verſtehe, ſo ſoll eine 
Declaration der Beſtimmungen, wie fie im §. 19 des Geſetzes vom 3. es 
bruar d. J. erlaſſen ſind, erbeten werden. Der Herr Landtags-Kommiſſar 
hat bereits erklärt, wie dieſe Beſtimmungen auszulegen ſeien. Ich für mei⸗ 
nen Theil habe gar kein Bedenken, dieſer Auslegung beizutreten, und finde 
die Sache auch ganz entſchieden und genau im Geſetze ausgedrückt. Sollte 
. alfo die hohe Verſammlung dieſe Auslegung nicht für unzweifelhaft halten, 

fo könnte die Petition nur anf eine Declaration gerichtet werden. : 

Referent von der Heydt: Mir ſcheinen Declarationen von Geſetzen 
überhaupt nicht wünſchenswerth. Ich meine, die Geſetze müßten ſo klar ſein, 
daß ſie keiner Declaration bedürfen. Ich erachte weder den Herrn Juſtiz⸗ 
Miniſter noch irgend einen anderen Miniſter für kompetent, die Geſetze authen⸗ 
tiſch zu erläutern, und darum trägt die Abtheilung darauf an, keine Decla⸗ 
ration, ſondern geſetzliche Beſtimmungen zu erlaſſen, welche unzweifelhaft eine 
ſolche freie Communication geſtatten. 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich glaube, daß ich keinesweges geſagt habe, 
daß der Juſtiz-Miniſter oder der Miniſter des Innern die Declaration geben 
könne, ſondern meine Anſicht iſt dahin gegangen, daß, wenn überhaupt die 
hohe Verſammlung eine Dunkelheit in dieſer Beſtimmung findet, fo möge fie 
um Erlaß einer Declaration petitioniren. Ich bin nicht dazu ermächtigt und 
werde gewiß nicht hehaupten, daß jemals einem Miniſter das Recht zuſtehe, 
eine authentiſche Declaration zu erlaſſen, eine ſolche kann nur von des Kö— 
nigs Majeſtät ertheilt werden. K 

Referent v. d. Heydt: Nun würde ich vorſchlagen, daß der erſte An- 
trag der Abtheilung zur Abſtimmung komme, weil er der mäßigſte iſt. 

Marſchall: Ich werde nunmehr fragen, ob die Verſammlung den 
Schluß der Debatte wünſcht, und bitte diejenigen, welche dies wollen, ſich 
zu erheben. (Der Schluß der Debatte iſt mit großer Majorität beſchloſſen 
worden.) Es liegen hier drei Anträge vor; zuvörderſt der der Abtheilung, 
dann der des Herrn Abgeordneten Zimmermann und endlich der des Herrn 
Abgeordneten Hanfemann. Ich bin der Meinung, daß wir von dem An⸗ 
trage, der am weiteſten geht, ausgehen müſſen. Dies iſt der des Herrn 
Abgeordneten Hanſemann, dann würde der des Herrn Abgeordneten Zim⸗ 
mermann folgen, und endlich der der Abtheilung. Auf dieſe Art hat 
Jeder die Freiheit, nach ſeiner Ueberzeugung zu ſtimmen. Wer den dritten 
Antrag will, verwirft den erſten und zweiten; und wer den zweiten will, ver⸗ 
wirft den erſten. Die erſte Frage werde ich folgendermaßen formuliren: 
„Sollen alle Verſammlungen zur Verathung über Petitionen an Königliche 


einzureichen?“ 


Behörden oder ſtändiſche Corporationen, fofern fie nicht im Freien ftattfin- 
den, ohne Erlaubniß der Polizei gehalten werden können?“ 

Abg Graf von Schwerin: Es wird wohl nothwendig ſein, die Frage 
ſo zu ſtellen, ob eine Petition dahin gerichtet werden ſoll? da man ſehr 
gut der Sache zuſtimmen kann, aber doch nicht jetzt deswegen petitioniren will. 

Marſchall: Dieſe Bemerkung ift richtig, allein ich habe dies ſchon 
darunter verſtanden Diejenigen, welche für Bejahung dieſer Frage ſind, 
bitte ich aufzuſtehen. (Der Antrag iſt nicht angenommen.) Die zweite 
7 betrifft das Amendement des Herrn Abgeordneten Zimmermann. Ich 

elle auf daſſelbe folgende Frage: „Sollen die Abgeordneten nicht blos bes 
fugt, ſondern auch verpflichtet „fein, alle ihnen von ihren Kommittenten und 
ſtändiſchen Corporationen zugehenden Bitten und Beſchwerden dem Landtage 
Wer für die Bejahung der Frage iſt, den bitte ich aufzuſte⸗ 
hen. (Es erhebt ſich keine hinreichende Majorität.) Nunmehr folgt die 
dritte, auf den Antrag der Abtheilung gerichteten Frage. Es will mir aber 
hierbei ſcheinen, als ob der Antrag eine Modification durch dasjenige erlei⸗ 
den müſſe, was durch den Herrn Landtags-Kommiſſarius darüber erklärt 
worden iſt. Er ſagte nämlich, er ſei vollkommen einverftanden mit dem, was 
durch dieſen Antrag gebeten werden ſoll, er glaube aber, daß eine audere 
Deutung auch gar nicht in den Paragraphen gelegt werden könne. Daher 
würde es ſich nur darum handeln, Allerhöchſten Ortes zu erbitten, daß eine 
Declaration erfolge, nach welcher der Paragraph dieſe erbetene Deutung habe. 
(Viele Stimmen rufen: Ja.) Diejenigen Herren, die für die Bejahung find, 
bitte ich aufzuſtehen. Es herrſcht wohl Einſtimmigkett über die Bejahung? 
Gegenwärtig hat der Herr Referent das Wort. 

Referent von der Heydt: „Ein fernerer Antrag iſt auf Aufhebung 
der Beſtimmung gerichtet, nuch welcher Bitten und Beſchwerden, welche ein⸗ 
mal zurückgewieſen worden ſind, ſpäterhin auch nur dann erneuert werden 
ſollen, wenn neue Gründe ſich ergeben, und es wird dieſer Antrag aus den⸗ 
ſelben Gründen motivirt, aus welchen überhaupt die Befreiung des Petitions⸗ 
rechts von allen läſtigen Beeinträchtigungen als nothwendig dargeſtellt wird. 
Ein Nachtheil könne daraus nicht entſtehen, wenn das Volk feinen Vertre⸗ 
tern das Vertrauen ſchenke, ſeine Wünſche, auch wenn ſie früher abgewieſen, 
von neuem ihrer Beurtheilung vorzulegen, um ſie, wenn erheblich befunden, 
der Krone neuerdings vorzutragen Das Vertrauen könne dadurch nur 
wachſen, die Landes- Angelegenheiten könnten dadurch nur gewinnen. Die 
Abtheilung verhehlte ſich nicht, daß die fragliche Beſtimmung ihrem Buch⸗ 
ſtaben nach leicht zu umgehen ſei und, wie die Erfahrung lehre, auch ſtets 
umgangen worden ſei, da es an Auffindung neuer Gründe niemals fehlen 
werde. Nur darüber waren die Meinungen getheilt, ob es angemeſſen ſei, 
ſchon jetzt eine Bitte dieſerhalb an Se. Majeſtät zu richten. Wei der Ab⸗ 
ſtimmung über die Frage: ob auch ohne Eintreten neuer Gründe für jetzt 
die Zuläſſigkeit früher zurückgewieſener, erneuerter Petitionen zu bevorworten 
ſei, ergab ſich Stimmengleichheit.“ 

Abg. Stedtmann: Wenn eine Bitte von Unterthanen an den König 
gerichtet wird, von Einzelnen, von Mehreren, von Vielen, ſo iſt ſicherlich ein 
Grund vorhanden, ſonſt wird man die Allerhöchſte Perſon nicht anſprechen. 
Wenn aber dieſe Bitte mehrfach erneuert wird, nachdem fie mehrmals abge⸗ 
ſchlagen worden iſt, dann, meine Herren, muß ſie etwas ſehr Wichtiges ſein, 
und dann hat ein ausgezeichnetes Mitglied dieſer Verſammlung mit vollkom⸗ 
menem Recht, wie mir däucht, das Wort konſervativ ausgeſprochen. Nichts, 
meine Herren, iſt mehr konſervativ, als wenn der Staat mit den Untertha⸗ 
nen in der allervollkommenſten Verbindung ſteht, wenn der Staat auf das 
Allergenaueſte von den Bitten der Unterthanen unterrichtet iſt, fie mögen ge= 
rechte oder ungerechte, begründete oder unbegründete ſein. Aufklärung des Lan⸗ 
desherrn, Aufklärung ſeiner Räthe iſt alſo ein Recht, eine Pflicht. Es iſt 
mir von Anfang an ſchmerzlich geweſen, die Beſchränkung des Petitionsrech⸗ 
tes, die den Provinzialſtänden, als den untergeordneten ſtändiſchen Korpora⸗ 
tionen, vorgeſchrieben iſt, auch in dem Geſetz erhalten zu ſehen, welches für 
den Vereinigten Landtag gegeben worden iſt. Ich bitte aber, wenn ich für 
den Vereinigten Landtag ein Recht in Anſpruch nehme, welches, meiner An- 
ſicht nach, beſchränkt iſt, wenn ich es gegen das halte, was den Provinzial⸗ 
Landtagen eingeräumt iſt, nicht daraus ſchließen zu wollen, als wenn ich den 
Vereinigten Landtag als eine Vereinigung von Provinzial-Landtagen anſähe. 
Nein, meine Herren! Es iſt ſchon von dieſer Stelle geſagt worden, und ich 
muß es glauben, daß wir eine höhere Verechtigung erworben haben, und zwar 
nicht als eine Vereinigung von Landtagen, ſondern als Reichstag. In dieſer 
Hinſicht bitte ich, mich gegen die Folgerungen verwahrt anzuſehen, die aus 
meinen Worten gezogen werden könnten. Man hat die Geſchichte angeführt; 
der Abgeordnete von Verlin hat davon geſprochen und noch ein anderer Ab⸗ 
geordneter. Die Geſchichte ſpricht für uns Rheinländer ſehr laut. Das Peti⸗ 
tionsrecht iſt niemals bei uns beſchränkt geweſen, es war das Petitionsrecht, 
ja, ein Recht ſogar, was weiter geht, das Veſchwerderecht ausdrücklich ver⸗ 
wahrt für die kleveſchen, für alle Fürſtenthümer, aus welchen die Rheinpro⸗ 
vinz beſteht. Hier ſehen Sie jeden Tag, wenn Sie in den Saal treten, das 
Bildniß eines großen Fürſten, mit Recht von der Geſchichte „groß“ genannt, 
der nicht blos den kleineren Feind bei Fehrbellin zum Lande hinausjagt, ſon⸗ 
dern ganz Europa den wichtigſten Dienſt dadurch geleiſtet hat, daß er mit 
ſeinem erlauchten Verbündeten, Friedrich III., der Vorherrſchaft des großen 
Reichsfeindes, Ludwig XIV., ſich entgegengeſtellt hat. Dieſer Fürſt hat nie ge⸗ 
fürchtet, ſeine Unterthanen zu hören. Er hat einen völligen Bund, einen 
Vertrag, in einem Rezeſſe von 1672. mit den kleveſchen Landen abgeſchloſſen, 
und hierin war dieſes Recht verwahrt, und wollen wir der Geſchichte treu 
bleiben, ſo bitte ich Sie, dieſes Fe ungeſchmälert zu vindiziren. 

ravo! 

Landtags-Kommiſſar: Ich ſcheine von dem verehrten Redner völ⸗ 
lig mißverſtanden worden zu ſein, wenn er annimmt, daß ich behauptet hätte, 
die Geſetzgebung vom 3. Februar ſtände, in Beziehung auf das Petitionsrecht, 
in völliger Uebereinſtimmung mit dem Geſetze vom 3. Juni 1823 und den 
ſpeziellen Provinzial-Geſetzen, welche letzteren gefolgt ſind. Eine ſolche Be⸗ 
hauptung habe ich nicht aufgeſtellt, ſondern nur behauptet, daß durch die 
Geſetzgebung vom 3. Februar das durch die provinzialſtändiſche Geſetzgebung 
konſtituirte Petitionsrecht in keinerlei Weiſe beſchränkt ſei. 

(Schluß folgt.) 


